
Rassismus 
Report 2021

Institutioneller und 
struktureller Rassismus

Analyse zu 
rassistischen 
Übergriffen & 
Strukturen in 
Österreich

Ausgabe März 2022



Radio Stimme 
Die Sendung 
der Initiative Minderheiten

jeden 1. und 3. Dienstag 
im Monat
20-21 Uhr
auf ORANGE 94.0

Radio UKW 94.0 (Wien)
Livestream o94.at (weltweit)

Nachhören: freie-radios.online

Gr
afi
 k
: 
Ju
li
an
a 
Me
lz
er

https://o94.at/de


Eingegangene Meldungen
1998 - 2021: ~ 160.000

Tatsächlich illegale Inhalte
1998 - 2021: ~ 36.000

Eine Initiative der

Meldestelle gegen
sexuelle Missbrauchsdarstellungen

Minderjähriger und nationalsozialistische
Wiederbetätigung im Internet

www.stopline.at



4

Impressum

Medieninhaber und Herausgeber:  
Verein ZARA – Zivilcourage & Anti-Rassismus-Arbeit 

Chef*innenredaktion: Meike Kolck-Thudt, Philippe 
Schennach

Datenanalyse: Karin Bischof, Meike Kolck-Thudt

Redaktion: Fiorentina Azizi-Hacker, Karin Bischof, Lukas 
Gottschamel, Sophie Haidinger, Katarina Hollan, Caroline 
Kerschbaumer, Meike Kolck-Thudt, Barbara Liegl, Elisa 
Ludwig, Désirée Sandanasamy, Philippe Schennach, Rakhi 
Schmuck, Bianca Schönberger

Ehrenamtliche Mitarbeit: Wir bedanken uns für die 
ehrenamtliche Unterstützung von Moritz Drechsler, Sena 
Eraslan, Hibat-Ullah Khelifi, Shila Schwitzer

Gastbeiträge: Farid Hafez, Theresa Hammer, Magdalena 
Danner, Mirwais Wakil

Lektorat: Matej Kundračik

Anzeigenverkauf & Medienkooperationen: 
Regina Barth, Philippe Schennach 

Illustration und Grafik: Ulrich Frey & Fabian Lang, 
DERGESTALT – Studio für Mediengestaltung

Fotos der ZARA-Berater*innen: Walter Skokanitsch

Druck: Print Alliance HAV Produktions GmbH

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die Meinung 
der Autor*innen und nicht zwingend die des Medieninha-
bers wieder. 

Der Druck des Rassismus Report 2021 wird durch das 
Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres 
sowie durch den Verkauf von Inseraten finanziert. 

Mit freundlicher Unterstützung von:

Die ZARA-Beratungsstelle !GegenRassismus sowie der 
Rassismus Report 2021 werden gefördert durch:

Sensibler Sprachgebrauch:

Die Begriffe Schwarz und weiß werden im 
vorliegenden Report durch eine alterna-
tive Schreibweise gekennzeichnet. Diese 
Vorgehensweise wurde gewählt, um auf-
zuzeigen, dass es sich hier nicht um bio-
logische Einteilungen oder gar um reelle 
Hautfarben handelt, sondern um soziale 
Konstrukte. Bei dem Begriff Schwarz 
handelt es sich um eine Selbstbezeich-
nung, die sich auf gemeinsame Erfahrun-
gen bezieht. Der Begriff weiß wird kursiv 
geschrieben, um bewusst zu machen, 
dass er sich auf soziale, wirtschaftliche 

sowie politische Privilegien von Menschen 
bezieht, ebenso wie auf deren macht-
vollere Position in der Gesellschaft. Im 
Sinne des sensiblen Umgangs mit Spra-
che verwendet ZARA das sogenannte 
Gender-Sternchen (z. B. Berater*innen).  
Die rassistischen Wörter N**** und M*** 
werden nur angedeutet, um diese be-
wusst nicht zu reproduzieren. ZARA ach-
tet darauf, von Rom*nja- und Sint*izze-
feindlichkeit zu sprechen und das Z-Wort 
sowie seine Andeutung zu vermeiden, da 
beides retraumatisierend sein kann.



5

Inhalt

6	 Editorial

8	 Datenanalyse 2021

14	 Schwerpunktthema: Institutioneller und struktureller Rassismus

14	 Rassismus hat System
18	 Operation Luxor und der „politische Islam“ – ein Beispiel von institutionellem Rassismus – Farid Hafez
22	 Wenn Rassismus zur Norm wird – die oberösterreichische Wohnbeihilfe – Theresa Hammer, Magdalena Danner
26	 Mit Fluchterfahrung am Arbeitsmarkt – systematische Benachteiligung Asylsuchender – Mirwais Wakil

30	 ZARA Training

30	 Es ist nicht genug, nicht rassistisch zu sein! – Bianca Schönberger
31	 Trainingsmaterial: Struktureller Rassismus

34	 Lebensbereiche 2021

36	 Rassistische Vorfälle 

36	 Internet
39	 Öffentlicher Raum
42	 Beschmierungen
44	 Güter & Dienstleistungen
44	 Wohnen & Nachbarschaft
47	 Handel, Gastronomie & sonstige Dienstleistungen
50	 Staatliche Behörden & Institutionen
53	 Politik & Medien 
56	 Arbeitswelt
59	 Polizei

64	 Anlaufstellen für Betroffene von Rassismus

65	 Glossar



6

Caroline 
Kerschbaumer, 
Barbara Liegl & 
Bianca Schönberger 
Geschäftsführung 
ZARA & ZARA 
Training

Liebe Leser*innen,

wir dürfen Ihnen den 22. Rassismus Re-
port präsentieren. Wie bereits im letzten 
Editorial angekündigt, stand das Thema 
struktureller Rassismus auch im Jahr 2021 
im Mittelpunkt. Um uns noch umfassen-
der mit der Bedeutung und den Auswir-
kungen von strukturellem und institutio-
nellem Rassismus auseinanderzusetzen, 
haben wir das Thema als Schwerpunkt für 
diesen Report gewählt.

2021 folgte auf ein außergewöhnliches 
Jahr, in dem Rassismus infolge des Hö-
hepunktes der Black Lives Matter-Bewe-
gung breiter diskutiert wurde als je zuvor. 
Auch wenn Rassismus als öffentliches 
Thema im Vergleich zum Vorjahr 2021 
medial wieder weniger präsent war, ist es 
umso wichtiger, Rassismen zu benennen, 
rassistische Strukturen zu bekämpfen 
und eigene Vorurteile sowie Privilegien 
zu reflektieren. Als Organisation hat 
ZARA den zuvor begonnenen Prozess 
der Innenschau auch 2021 weitergeführt 
und als ein Ergebnis die ZARA Mission 
und Grundsätze überarbeitet.1

Als ZARA 1999 gegründet wurde, gab es 
in Österreich kaum Bewusstsein für All-
tagsrassismus. Dokumentation von All-
tagsrassismus war wichtig, um ihn sicht-
bar zu machen und Bewusstsein für die 
Notwendigkeit des Aktiv-Werdens zu 

1  https://zara.or.at/de/ueber_ZARA/was_wir_wollen/mission; https://zara.or.at/de/ueber_ZARA/
was_wir_wollen/grundsaetze
2  Koalition gegen antimuslimischen Rassismus, So schränkt das Anti-Terror-Paket Grundrechte ein, 
20.05.2021, https://mosaik-blog.at/anti-terror-paket-antimuslimischer-rassismus/.
3  Valerie Krb, NS-Vergleiche auf Corona-Demos: „Sie spucken den Opfern ins Gesicht“, 
04.12.2021, https://kurier.at/politik/inland/ns-vergleiche-auf-corona-demos-sie-spucken-den-
opfern-ins-gesicht/401828758 oder Corona-Demo: Nehammer kritisiert demokratiefeindliches 
Verhalten, 05.12.2021, https://www.diepresse.com/6070389/corona-demo-nehammer-kritisiert-
demokratiefeindliches-verhalten.

schaffen. Heute gibt es mehr Bewusst-
sein für Alltagsrassismus, allerdings 
immer noch keinen gesamtgesellschaft-
lichen Konsens, dass – geschweige denn 
wie – seine Ursachen bekämpft werden 
müssen. Diese Ursachen sind eng verwo-
ben mit strukturellem und institutionel-
lem Rassismus. Als Gesellschaft tragen 
wir Verantwortung, strukturellen und 
institutionellen Rassismus zu erkennen, 
zu benennen und aufzubrechen. Eine der 
großen Herausforderungen ist, dass viele 
Aspekte von strukturellem und institutio-
nellem Rassismus gesetzlich nicht verbo-
ten sind und diesem somit häufig nur mit 
nicht-rechtlichen Maßnahmen entgegen-
getreten werden kann. Daher ist es heute 
umso wichtiger, darauf hinzuweisen, wie 
tief und breit verwurzelt Rassismus in 
unseren Strukturen und Institutionen ist:

	→ Das Anti-Terror-Paket ebenso wie die 
„Islamlandkarte“ haben öffentliche 
Diskurse gefördert, die Muslim*innen 
unter Generalverdacht stellen. Diese 
Maßnahmen schränken außerdem 
Menschenrechte von Muslim*innen – 
wie bspw. Meinungsfreiheit, Recht auf 
Nicht-Diskriminierung oder Religions-
freiheit – ein.2

	→ Viele Verschwörungserzählungen 
stärken Antisemitismus, der u. a. bei 
den Demonstrationen gegen Corona-
Maßnahmen offen zur Schau getragen 
wird.3

Editorial

https://zara.or.at/de/ueber_ZARA/was_wir_wollen/mission
https://zara.or.at/de/ueber_ZARA/was_wir_wollen/grundsaetze
https://zara.or.at/de/ueber_ZARA/was_wir_wollen/grundsaetze
https://mosaik-blog.at/anti-terror-paket-antimuslimischer-rassismus/
https://kurier.at/politik/inland/ns-vergleiche-auf-corona-demos-sie-spucken-den-opfern-ins-gesicht/401828758
https://kurier.at/politik/inland/ns-vergleiche-auf-corona-demos-sie-spucken-den-opfern-ins-gesicht/401828758
https://www.diepresse.com/6070389/corona-demo-nehammer-kritisiert-demokratiefeindliches-verhalten
https://www.diepresse.com/6070389/corona-demo-nehammer-kritisiert-demokratiefeindliches-verhalten
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	→ In Österreich lebende Menschen 
werden mittels übermäßig strenger 
Regeln beim Zugang zur Staatsbür-
gerschaft nachhaltig vom Recht auf 
politische Teilhabe ausgeschlossen.4

	→ Die Pandemie hat auch 2021 die Aus-
wirkungen von strukturellem Rassis-
mus weiter verstärkt. Menschen mit 
Migrationserfahrungen sind massiver 
sowohl von ökonomischen, sozialen 
als auch psychischen Auswirkungen 
betroffen.5

	→ Auch 2021 wurde die im Regierungs-
programm versprochene unabhängige 
Beschwerdestelle, die auch Vorwürfe 
von rassistisch motivierter Polizeige-
walt untersuchen sollte, nicht einge-
richtet.

Auch in unserer Bildungsarbeit spiegelt 
sich das Thema struktureller Rassismus 
wider – etwa als zentrales Thema unseres 
Workshopformats „How to be an Ally – 

4  Gerd Valchars, Wie demokratisch ist unsere Demokratie?, 25.10.2021, https://oe1.orf.at/
programm/20211025/655914/Wie-demokratisch-ist-unsere-Demokratie.
5  Judith Kohlenberger, Sprecherin des Wiener Integrationsrats: Pandemie verschärfte Lage für 
Migranten, 17.12.2021, https://wien.orf.at/stories/3134969.

Verbündete sein ist ein Tunwort“, das 
sich seit der Konzeption 2021 zu einem 
festen Bestandteil unseres Bildungsan-
gebots etabliert hat. Es genügt nicht, nur 
„nicht rassistisch“ zu sein, sondern – wie 
im Workshoptitel bereits anklingt – es 
ist wichtig, ins Tun zu kommen und ge-
meinsam tatkräftig und zivilcouragiert 
gegen rassistische Strukturen einzutre-
ten. Das Wissen und die Handlungskom-
petenzen dazu werden den Teilnehmen-
den in diesem Workshop auf interaktive 
Weise vermittelt.

Ein wesentlicher Schritt, um strukturel-
lem Rassismus entgegenzuwirken, ist die 
nach wie vor verabsäumte Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans gegen Ras-
sismus. Darüber hinaus brauchen wir 
verantwortungsvolle Politiker*innen, 
sensibilisierte Medien und eine aktive Zi-
vilgesellschaft, die sich klar gegen Rassis-
mus in all seinen Formen positionieren. 
Schauen wir hin und zeigen wir Zivilcou-
rage gegen rassistische Strukturen! 

Caroline Kersch-
baumer ist Juristin, 
Absolventin des 
European Master’s 
Programme in 
Human Rights and 
Democratisation. 
Seit 2009 ist sie bei 
ZARA aktiv: viele 
Jahre als Trainerin, 
später als Leiterin 
der Beratungsstel-
len und seit 2019 ist 
sie eine der beiden 
Geschäftsführerin-
nen des Vereins. 

Barbara Liegl ist Po-
litikwissenschaftle-
rin und Menschen-
rechtsexpertin. Seit 
November 2006 ist 
sie Mitarbeiterin am 
Ludwig Boltzmann 
Institut für Grund- 
und Menschen-
rechte, sie leitet 
die Programmlinien 
(Un)gleichheiten 
& Nicht-Diskrimi-
nierung und Asyl & 
Migration. Zudem 
ist sie seit Septem-
ber 2019 eine der 
beiden Geschäfts-
führerinnen von 
ZARA.

Bianca Schönberger 
hat in Tübingen 
und Oxford Zeit-
geschichte und 
Politikwissenschaf-
ten studiert und 
anschließend für 
internationale und 
entwicklungspoliti-
sche Organisationen 
gearbeitet. Seit Fe-
bruar 2014 leitet sie 
als Geschäftsführe-
rin ZARA Training.

https://oe1.orf.at/programm/20211025/655914/Wie-demokratisch-ist-unsere-Demokratie
https://oe1.orf.at/programm/20211025/655914/Wie-demokratisch-ist-unsere-Demokratie
https://wien.orf.at/stories/3134969
https://www.zara.or.at/de/wissen/publikationen/jahres_und_finanzberichte
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DATENANALYSE 2021
2021 hat ZARA 1.977 Meldungen von Rassismus dokumentiert und bearbeitet.

Rassismus ist für viele Menschen in allen Bereichen des Lebens die Norm. Nur wer 
nicht direkt von Rassismus betroffen ist, erlebt Rassismus in Österreich als Ausnahme.
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Im Internet wird die Omnipräsenz 
von Rassismen besonders sichtbar. 
Bei mehr als der Hälfte (56 %) der 
Meldungen handelt es sich um 
Online-Rassismus.

Die Meldungen bei ZARA zeigen, dass Frauen doppelt so oft von Rassismus im 
öffentlichen Raum betroffen sind wie Männer.

Der Beratungsalltag zeigt, dass rassistische und antimuslimische Übergriffe im öffent-
lichen Raum vor allem Frauen treffen. Da spielen Rassismus und Sexismus zusammen. 

Manche Frauen sind sichtbarer und insgesamt ist die Hemmung, Frauen rassistisch 
zu attackieren, in unserer patriarchalen Gesellschaft niedriger.

„Die Idee, man könne als von Rassismus 
betroffene Person Rassismus vermeiden, 
indem man alles ‚richtig macht‘, ist zugleich 
Illusion und Bewältigungsstrategie.“

Rakhi Schmuck, ZARA-Beraterin
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22%
Betro�ene

78%
Zeug*innen

BLM
22 % der bei ZARA eingegangenen Rassismus-
Meldungen kommen von Betroffenen – in den analogen 
Lebensbereichen liegt der Anteil sogar bei 43 %. 

Aktiv gegen Rassismus 

„In den letzten zwei Jahren ist der Kampf gegen Rassismen in Österreich 
unter anderem vom Black Lives Matter-Phänomen beflügelt worden. 
Erst 2021 haben zum Beispiel die Unternehmen Julius Meinl in Wien 
und die M*-Brauerei in Vorarlberg beschlossen, ihre rassistischen 
Logos zu ändern. Julius Meinl hat sein neues Logo am 21. Oktober 
vorgestellt. Die M*-Brauerei hat angekündigt, ihr neues Logo am 
Ende des Jahres beziehungsweise Anfang 2022 vorzustellen. 
Wir warten gespannt. Aber es gibt auch die kritische 
Masse der österreichischen Zivilgesellschaft, die 
uns Hoffnung gibt, weiter zu kämpfen. Kämpfen 

für eine Welt ohne Rassismen. 
Kämpfen für Menschenwürde.“

simon INOU, ARI RATH Preisträger 2022 für 
den kritischen österreichischen Journalismus

„Es ist wichtig, dass es für Betroffene 
einen Ort gibt, an dem ihnen 
zugehört und geglaubt wird 
und an dem sie ernst 
genommen werden.  
Niemand muss damit 
allein sein. “

Lukas Gottschamel, ZARA-Berater

„Es ist hart, dass man als nicht-weiße Person 
keine Kontrolle darüber hat, wann Rassismus 
zuschlägt. Deswegen ist es wichtig, 
für Betroffene da zu sein. Über 
Entlastungsgespräche versuchen wir 
Betroffenen einen Ort zu geben, wo 
sie die Schwere ablegen können.“

Désirée Sandanasamy, ZARA-Beraterin
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„Immer mehr Menschen erheben ihre Stimmen gegen strukturellen Rassismus 
in Österreich. Von der Politik gibt es jedoch keine ausreichenden Maßnahmen 
in diesem Bereich. Aus diesem Grund ist es jetzt an der Zeit, hier 
gesellschaftlichen Druck auf die Politiker*innen auszuüben. Mit Black Voices, 
dem ersten Anti-Rassismus-Volksbegehren Österreichs, gibt es die historische 
Chance, um strukturellem Rassismus auf einer parlamentarischen Ebene den 
Kampf anzusagen und für einen nachhaltigen und partizipativen Nationalen Aktionsplan 
gegen Rassismus zu sorgen!“

Samuel Hafner, Black Voices Volksbegehren 
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Black Voices Volksbegehren

https://blackvoices.at/spenden/
https://blackvoices.at/spenden/
https://blackvoices.at/spenden/
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Das System 
Rassismus bringt 
Menschen zum 
Schweigen.

8 × Formale Beschwerde

82 × Entlastungsgespräch, Beratungen und Dokumentation* 30 × Sonstige Interventionen

82-mal konzentrierte sich die ZARA-Leistung auf Entlastungsgespräche, 
intensive Beratung, Begleitung und Dokumentation. 

In 8 von 102 Fällen von rassistischer Polizeigewalt wurde formale Beschwerde eingereicht.

Ein Muster von institutionellem Rassismus ist, dass 
wenn Rassismus passiert, es etablierte Methoden gibt, 
diesen von sich zu weisen, statt Verantwortung für das 
Fehlverhalten zu übernehmen. Betroffene werden durch 
Beschuldigungen und Gegenanzeigen zu Täter*innen 
gemacht, Menschen so zum Schweigen gebracht.

Polizei

* Mehrfachnennungen inkludiert

„Als Folge müssen Betroffene sehr viel Energie 
investieren, um zu begründen, dass sie selbst 
keine Schuld trifft, sodass am 
Ende keine Energie übrigbleibt, 
das Unrecht aufzuzeigen, das 
ihnen widerfahren ist.“

Sophie Haidinger, ZARA-Beraterin

„Viele Menschen, allen voran weiße, 
privilegierte Cis-Männer, empfinden 
Österreich als sehr sicheres Land. Sie 
kennen die Welten nicht, die unsere 
Klient*innen erleben müssen.“

Elisa Ludwig, ZARA-Beraterin
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2021 haben sich 
mehr Betroffene 
von Rassismus an 
ZARA gewandt als 
im Jahr zuvor.

Operation Luxor

Im Herbst 2021, ein Jahr nach der Großrazzia, erklärt 
das Oberlandesgericht Graz die Hausdurchsuchungen für 
rechtswidrig. (→ Operation Luxor und der „politische Islam“ – ein 
Beispiel von institutionellem Rassismus, S. 18)

„Die unrechtmäßigen Razzien folgten einem islamfeindlichen 
Motiv, legten den zugrundeliegenden institutionell 
verankerten Rassismus offen. Dass dabei muslimische 
Kinder nicht vor Kriminalisierung und Traumatisierung 
geschützt wurden, war ausschlaggebend für die Gründung 
der Initiative ACT-P – Assisting Children Traumatised by 
Police. 

Als ACT-P fordern wir einen weisungsfreien 
Kontrollmechanismus für die Polizei. Die Hoffnung, dass die 
Polizei als Institution transformiert werden kann, besteht nur 
dann, wenn die Stimmen der von Polizeigewalt Betroffenen 
gehört und Forderungen umgesetzt werden und sich die 
Polizei einer rassismuskritischen Selbstreflexion unterzieht.“

Ein betroffenes Kind schildert:

„Der mit der Waffe auf mich zielende Polizist trug eine 
Maske, sodass ich nur seine Augen sah. Mein erster 
Gedanke war, dass er ein Terrorist ist …“

„Es ist sehr schwer für Klient*innen, die rassistisch 
motivierte Polizeigewalt erlebt haben, rechtlich 
dagegen vorzugehen, weil sie sich oft vor 
sekundärer Viktimisierung fürchten (→ Glossar, 
S. 65). Sie berichten auch immer wieder von 
Verwaltungsstrafen, die sie in der Folge erhalten.  
Die Strafen werden mit der Begründung ausgestellt, 
dass unsere Klient*innen bei der 
Amtshandlung etwa zu laut gewesen 
seien oder gestikuliert hätten.“

Fiorentina Azizi-Hacker, Leiterin der ZARA-
Beratungsstellen

Presseaussendung

https://www.childrensrights.at/press-release
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Eine Waage stellt heuer am Titelblatt 
des Rassismus Reports 2021 die große, 
tief verankerte Ungerechtigkeit von Ras-
sismus dar: Während eine Gruppe von 
Personen in der unteren Schale sitzt, hat 
es sich eine (weiße, privilegierte) Gruppe 
von Personen in der oberen Schale gut 
eingerichtet und wird verlässlich vom 
System gestützt. White Privilege gewähr-
leistet kein sorgenfreies Leben, aber es 
bedeutet, dass das Leben nicht durch ras-
sistische Diskriminierung zusätzlich er-
schwert wird. Dieser einleitende Artikel 
veranschaulicht das Schwerpunktthema 
anhand von Begriffsdefinitionen und 
einigen Beispielen von institutionellem 
und strukturellem Rassismus in ver-
schiedenen Lebensbereichen.

Rassismus kann auf unterschied-
lichen Ebenen seinen Ausdruck finden. 
Wenn wir von strukturellem Rassismus 
sprechen, dann meinen wir ein System, 
das Personen, die als weiß wahrgenom-
men werden, fortwährend privilegiert 
und alle anderen Personen, die nicht 
dieser Kategorie zugeordnet werden, be-
nachteiligt. Struktureller Rassismus ist 
ein Teil unserer sozialen, wirtschaftli-
chen und politischen Systeme, in denen 
wir alle aufgewachsen sind und leben. 
Er kann somit unsere Denk- und Rede-
weisen, Einstellungen ebenso wie unse-
re Handlungen nachhaltig beeinflussen. 
Wenn Institutionen oder Organisationen 
den Zugang zu Ressourcen (bspw. Bil-
dung, Arbeit, Macht) und zu politischen 
wie gesellschaftlichen Teilhabemöglich-
keiten aufgrund der Hautfarbe, Herkunft, 
Sprache, ethnischen Zugehörigkeit oder 
Religion einschränken oder verweigern, 
dann spricht man von institutionellem 
Rassismus. Gesellschaftliche Konstrukte 
von „wir“ und „die anderen“ werden als 
zusätzliche Rechtfertigung geschaffen, 
um Menschen aufgrund der ihnen zu-

geschriebenen biologischen und/oder 
kulturellen (inkl. religiösen) Merkmale 
pauschal schlechter zu behandeln bzw. 
herabzuwürdigen.

Asyl- und Fremdenrecht

Seit den Anschlägen am 11. Septem-
ber 2001 spielen sicherheitspolitische 
Überlegungen eine stärkere Rolle bei 
den laufenden Änderungen des Asyl- 
und Fremdenrechts. Menschen, die dem 
Asyl- oder Fremdenrecht unterliegen, 
werden im öffentlichen Diskurs häu-
fig mit Sicherheitsrisiken assoziiert. So 
werden wiederum härtere Gesetze und 
Maßnahmen gegen sie legitimiert. Dazu 
kommt, dass das Asyl- und Fremden-
recht an sich bereits sehr komplex ist, 
was die notwendigen Amtswege für An-
tragsteller*innen massiv erschwert. Das 
Zusammenspiel von gesellschaftlichen 
Diskursen und behördlichen Hürden 
kann in einer Einschränkung bzw. Ver-
weigerung des Zugangs zu (u. a.) Bildung, 
Arbeit und/oder Sozialleistungen resul-
tieren. Das Ausmaß dessen wurde zu-
letzt deutlich, als 2021 die Missstände in 
der Wiener Einwanderungsbehörde MA 
35 öffentlich bekannt wurden: Teilweise 
jahrelang wurden u. a. Beschlüsse über 
Aufenthaltstitel oder Einbürgerung ver-
zögert – mit massiven Auswirkungen auf 
das Leben der Betroffenen1.

Gesundheit

Bestehende Zugangshürden zum Ge-
sundheitssystem wurden zuletzt durch 
die Covid-19-Pandemie verstärkt, in-
dem etwa relevante Informationen nicht 
ausreichend oder zu spät übersetzt wur-
den. Zusätzlich ist es für jene Menschen 
schwerer, Ansteckungen zu vermeiden, 
die in prekären, systemerhaltenden Be-

Rassismus hat System
Institutioneller und struktureller RassismusThema

Fußnoten

https://zara.or.at/de/wissen/aktuelles/n/news/e_au1PYam/Quellenverzeichnis:_Rassismus_hat_System
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rufen arbeiten oder in prekären Wohn-
verhältnissen leben. Hier wirken sich Be-
nachteiligungen aus anderen Bereichen 
direkt auf die Gesundheit aus2. Struktu-
reller Rassismus äußert sich bereits in der 
medizinischen Lehre: Das beginnt beim 
mangelnden Bewusstsein für Rassismus 
und die gesundheitlichen Auswirkungen 
auf Betroffene (psychisch und physisch3). 
Außerdem werden Krankheitsbilder und 
die entsprechende Behandlung weiterhin 
vor allem anhand weißer Körper erforscht 
und gelehrt. Dadurch werden Krankhei-
ten bei Schwarzen Menschen oder People 
of Colour manchmal gar nicht erkannt4. 
Gleichzeitig gibt es zahlreiche, auf ras-
sistischen Stereotypen basierende Fehl-
annahmen über biologische Unterschiede 
zwischen Schwarzen und weißen Men-
schen. Dies kann zu folgenschweren Feh-
lern bei der Medikation führen5. 

Polizei

Rassistische Beleidigungen, frag-
würdige Anzeigen wegen „aggressiven 
Verhaltens“ und teils schwerwiegende 
Misshandlungen durch Polizeibeamt*in-
nen werden ZARA seit Beginn der Be-
ratungstätigkeit gemeldet. Angst vor 
sekundärer Viktimisierung (→ Glossar, 
S. 65) und mangelnde Erfolgsaus-
sicht führen dazu, dass Klient*innen bei 
solchen Vorfällen nur selten rechtliche 
Schritte einleiten möchten (→ Daten-
analyse 2021, S. 8). Wenn rechtliche 
Schritte gesetzt werden, dann führen 
diese zumeist nicht zu einem Erfolg im 
Sinne der Beschwerdeführer*innen. Bis 
dato gibt es außerdem keine unabhän-
gige Anlaufstelle, die für Betroffene 
von Polizeigewalt zuständig ist. Eine 
solche Institution braucht es, damit Be-
schwerdeführer*innen sich ohne Angst 
vor Repressalien gegen rassistische Poli-
zeigewalt zur Wehr setzen können. Die 
Ergebnisse einer Studie der EU-Grund-
rechteagentur verdeutlichen die Not-
wendigkeit einer solchen Einrichtung: 
Schwarze Menschen in Österreich wer-

 
 
 
 

den fast doppelt so häufig (49 %) von der 
Polizei angehalten wie die Gesamtbevöl-
kerung (25 %) – diese Differenz ist größer 
als in jedem anderen EU-Mitgliedstaat6. 

Künstliche Intelligenz

Die Hoffnung, dass die Zukunft auf-
grund algorithmischer Technologien von 
Voreingenommenheit und Vorurteilen 
befreit sein wird, ist trügerisch. Der Do-
kumentarfilm „Coded Bias“7 zeigt auf, 
wie verschiedene Algorithmen-basier-
te Technologien zur Verfestigung von 
Rassismus und Diskriminierung bei-
tragen. Algorithmen lernen anhand von 
Datensätzen, die häufig von männlichen, 
weißen Programmierern ausgewählt wer-
den. Diese Datensätze sind oft einseitig 
und bereits von rassistischen Annahmen 
geprägt. Das kann in der Folge dazu füh-
ren, dass Programme nur auf eine be-
stimmte Zielgruppe zugeschnitten sind 
und sich verfestigte Diskriminierungen 
in der Zukunft fortsetzen.

Disclaimer: Struktureller und in-
stitutioneller Rassismus durchziehen 
alle Lebensbereiche. Um die Waage ins 
Gleichgewicht zu bringen, fordern wir 

strukturelle Maßnahmen im 
Rahmen eines Nationalen Ak-

tionsplans gegen 
Rassismus! 
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Institutioneller Rassismus aufsei-
ten staatlicher Behörden gilt spätestens 
seit dem 11. September 2001 insbeson-
dere für Muslim*innen als wichtigster 
Faktor des antimuslimischen Rassismus 
(Mazoumi et al. 2017). Österreich ist von 
dieser Tendenz lange nicht betroffen ge-
wesen und hat erst mit der Übernahme 
der Integrations- und Sicherheitsagenden 
durch Sebastian Kurz ab 2011 diese Ten-
denz übernommen. Das neue Islamgesetz 
von 2015 markiert hierbei einen Para-
digmenwechsel, der Schritt für Schritt 
eine legislative und politische Maßnah-
me nach der anderen ermöglichte, be-
ginnend mit dem Gesichtsverhüllungs-
verbot 2017, mehreren Hijab-Verboten, 
der Schließung von Moscheen (2018 
und 2020) und zuletzt der De-facto-Ein-
führung eines neuen Straftatbestandes 
„religiös motivierter Extremismus“, der 
im Wesentlichen auf den sogenannten 
politischen Islam abzielt. Letzterer war 
Teil des Anti-Terror-Paketes, welches im 
Juli 2021 verabschiedet wurde und weit-
reichende legislative Verschärfungen in 
verschiedenen Bereichen wie etwa dem 
Staatsbürgerschaftsrecht beinhaltet.

 Die Legitimierung dieser Maß-
nahmen verlangt eine entsprechende 
akademische Begleitmusik. Diese wur-
de von staatsnahen Institutionen wie 
dem Österreichischen Integrationsfonds 
(ÖIF) geliefert. Die medial breit disku-
tierte politische Manipulation der Stu-

die zu den islamischen Kindergärten ist 
ein Paradebeispiel für die erfolgreiche 
Politisierung eines Themenfeldes, was 
nicht nur in diskriminierenden Hand-
lungen mündet, sondern vor allem den 
politischen Handlungsbedarf im Kampf 
gegen den sogenannten politischen Is-
lam legitimieren sollte (Hafez 2020). Der 
ÖIF war auch finanziell federführend in 
der Erstellung des Berichts „The Muslim 
Brotherhood in Austria“, der dem türki-
sen Islam-Diskurs einen akademischen 
Unterbau geben sollte und eine bedeut-
same Rolle für die Sicherheitsbehörden 
entfaltete. Als die türkis-blaue Bundes-
regierung das Kopftuchverbot einführte 
und Moscheen schließen ließ, hatte das 
eine feindbildschaffende Signalwirkung 
für Muslim*innen in Österreich. Beide 
Maßnahmen wurden zwar später von 
österreichischen Gerichten aufgehoben. 
Die Regierung setzte jedoch weitere 
Maßnahmen und errichtete im Juli 2020 
die Dokumentationsstelle Politischer 
Islam, die nach der Präsentation der in 
Verruf geratenen Islamlandkarte vor al-
lem gegen die Kultusgemeinden der Isla-
mischen Glaubensgemeinschaft vorging. 
Diese Wissensproduktion spielte eine 
zentrale Rolle in der Kriminalisierung 
der muslimischen Zivilgesellschaft, die 
jeden aktiven und vor allem kritischen 
Teil der muslimischen Zivilgesellschaft 
wie auch den offiziellen Islam im Umfeld 
des sogenannten politischen Islam veror-
tete (Hafez 2019). 

Farid Hafez ist Pro-
fessor für Interna-
tionale Studien am 
Williams College 
und Researcher bei 
The Bridge Initiative 
an der Georgetown 
University. 2019 ha-
bilitierte er an der 
Universität Salzburg 
im Fach Politik-
wissenschaft. Hafez 
gibt seit 2010 das 
Jahrbuch für Isla-
mophobieforschung 
und seit 2015 den 
European Isla-
mophobia Report 
heraus. Zuletzt 
erschien im Böhlau-
Verlag „Feindbild 
Islam. Über die 
Salonfähigkeit von 
Rassismus“ (2019).

Institutioneller und struktureller RassismusThema

Operation Luxor und 
der „politische Islam“ –
ein Beispiel von institutionellem Rassismus
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Dieser Kampf gegen den sogenannten 
politischen Islam erfuhr am 9. Novem-
ber 2020 einen ersten Höhepunkt, als 
die größte Razzia in der Geschichte der 
Zweiten Republik stattfand. Eine Woche 
nach dem Attentat in der Wiener Innen-
stadt sollte die eineinhalb Jahre lang 
vorbereitete Razzia keinen diskursiven 
Widerstand erfahren. Die brutal durch-
geführte Operation, die sich gegen 70 
Muslim*innen, teilweise in der Öffent-
lichkeit stehende und somit bekannte 
Persönlichkeiten, richtete, versetzte die 
muslimische Zivilgesellschaft in einen 
Schockzustand. Die Operation wurde 
auf mehr als 100 Personen ausgeweitet 
und vom damaligen Innenminister Karl 
Nehammer als Kürzung der „Wurzeln 
des politischen Islam“ präsentiert. Juris-
tisch legitimiert wurde die Operation 
mit Straftatbeständen wie kriminelle 
Vereinigung, terroristische Vereinigung, 
Terrorismusfinanzierung sowie staats-
feindliche Bewegung.

 Mehr als ein Jahr nach der Razzia 
ergibt sich ein anderes Bild: Das Ober-
landesgericht Graz hat allen bisherigen 
Einsprüchen stattgegeben und erklärte 
sowohl die Razzia wie auch die damit 
einhergehenden Beschlagnahmungen 
von Eigentum als rechtswidrig. Zurück 
bleiben traumatisierte Familien inklu-
sive Kindern im Volksschulalter, die um 
5 Uhr morgens von schwerbewaffneten 
Cobra-Einheiten aus dem Schlaf gerissen 
wurden, finanziell ruinierte Unterneh-
mer*innen, deren Eigentum eingefro-
ren wurde, und öffentlich diskreditierte 
Personen. Auch dieser Schlag gegen Teile 
der muslimischen Zivilgesellschaft fußt 

auf einer islamophoben Wissensproduk-
tion (wie lange Zeit insbesondere von 
externen Expert*innen und Studien des 
ÖIF produziert) sowie Falschinterpreta-
tionen der staatlichen Behörden im Lau-
fe der Ermittlungen.

 Anstatt aus Fehlern zu lernen, wur-
de von der österreichischen Regierung 
im Juli 2021 ein Anti-Terror-Paket ver-
abschiedet, das den sogenannten poli-
tischen Islam als religiös motivierten 
Extremismus zum Straftatbestand er-
hob. Aus demokratiepolitischer Sicht ist 
das alles sehr bedenklich. Um sich die-
ser Politik entgegenzusetzen, braucht 
es einen breiten zivilgesellschaftlichen 
Schulterschluss, der sich eindeutig und 
lautstark gegen diese Islampolitik posi-
tioniert und sich mit den Muslim*innen 
in Österreich solidarisiert. 
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Wohnen ist ein Grundrecht, aber 
auch ein Grundbedürfnis. Wenn Perso-
nen keinen angemessenen Wohnraum 
haben, fließt jede freie Ressource in die 
Sicherung dieses Grundbedürfnisses und 
limitiert Kraftreserven für Bildungsbe-
teiligung, Spracherwerb, Arbeitsmarkt-
zugang oder Gesundheitserhalt.

Zwei der wesentlichen Instrumen-
te, um das Grundbedürfnis Wohnen zu 
sichern, sind die Wohnbeihilfe und die 
Versorgung mit gemeinnützigem Wohn-
raum. Ersteres bietet eine finanzielle 
Unterstützung vonseiten des Staates 
zur Bewältigung hoher Mietzahlungen, 
Letzteres hält die Höhe des Mietzinses in 
möglichst leistbarem Rahmen. Für beides 
wird die sozioökonomische Bedarfssitu-
ation der Antragsteller*innen geprüft.

Oberösterreich verfolgt seit meh-
reren Jahren einen Weg, der für be-
stimmte Menschen weitere gesetzliche 
Hürden vorsieht: Drittstaatsangehörige 
müssen neben ihrer sozialen Bedürf-
tigkeit bestimmte aufenthaltsrechtliche 
Kriterien erfüllen und ein durchgän-
giges Einkommen nachweisen, um Zu-
gang zur Wohnbeihilfe oder gemeinnüt-
zigem Wohnraum zu haben. Seit 2018 
müssen sie zudem Deutschkenntnis-
se vorweisen können. Die Abdeckung 
des Grundbedürfnisses Wohnen und 
die damit verbundene gesellschaftliche 
Teilhabe werden dadurch für viele Be-
troffene wesentlich erschwert. Bereits 
seit mehreren Jahren befassen sich die 

NGO migrare und der Klagsverband ju-
ristisch mit diesem diskriminierenden 
Ausschluss von angemessenem, leistba-
rem Wohnraum.

2017 ist es gelungen, mit einem stra-
tegischen Gerichtsverfahren eine der dis-
kriminierenden Bestimmungen zu Fall 
zu bringen. Für eine betroffene alleiner-
ziehende Frau konnte die Wohnbeihilfe 
eingeklagt werden. Die damals gesetzlich 
geregelten Einkommenserfordernisse 
sahen nämlich keine Anrechnungsmög-
lichkeiten von Kindererziehungs- oder 
Pflegezeiten vor, was insbesondere Frau-
en betrifft und somit eine verbotene mit-
telbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts bewirkte.

Mit der in der Folge notwendigen 
Nachbesserung im Gesetz wurden jedoch 
weitere Benachteiligungen eingeführt. 
Seit 2018 müssen nun auch bereits lang-
fristig in Österreich lebende Drittstaats-
angehörige formal Deutschkenntnisse 
nachweisen, um Wohnbeihilfe beziehen 
zu können. Zusätzlich muss in den letz-
ten fünf Jahren fast durchgängig ein 
Einkommen oder eine darauf basieren-
de österreichische Sozialversicherungs-
leistung bezogen worden sein (siehe § 6 
Oö WFG). In den ersten Wochen des Jah-
res 2018 kamen hunderte Menschen zu 
migrare, die aufgrund dieser Regelung 
Beratung in Anspruch nahmen. migra-
re-Berater*innen konnten Betroffenen 
aber lediglich Auskunft über die gesetz-
lich festgelegten Einschränkungen beim 

Wenn Rassismus 
zur Norm wird –
die oberösterreichische Wohnbeihilfe

Institutioneller und struktureller RassismusThema

Theresa Hammer 
ist Leiterin der 
Rechtsdurch-
setzung beim 
Klagsverband. Der 
Klagsverband zur 
Durchsetzung der 
Rechte von Diskri-
minierungsopfern 
ist ein seit 2004 
bestehender Dach-
verband zahlreicher 
Mitgliedsvereine in 
ganz Österreich, 
der unter anderem 
mit Musterklagen 
Diskriminierungs-
betroffenen zu 
ihrem Recht verhilft 
und dadurch Wei-
terentwicklungen 
im Antidiskriminie-
rungs- und Gleich-
stellungsrecht 
betreiben möchte. 
ZARA ist Mitglied 
beim Klagsverband.



23

Zugang zur Wohnbeihilfe geben. Eine 
grundlegende Lösung des Problems war 
nicht möglich.

Daher brachte der Klagsverband 
eine Klage für einen türkischen Mann 
und seine Familie ein, die ihre Wohn-
beihilfe seit dieser Gesetzesänderung 
nicht mehr erhielten. Geltend gemacht 
wurde ein Verstoß gegen die die Dau-
eraufenthaltsrichtlinie (→ Glossar, S. 
65). Denn obwohl die Wohnbeihil-
fe eine „unzumutbare Belastung“ mit 
Wohnkosten und damit eine gewisse 
soziale Notlage voraussetzt, möchte das 
Land Oberösterreich sie nicht als Kern-
leistung anerkennen, die nach dieser 
Richtlinie alle Daueraufenthaltsberech-
tigten erhalten müssten. Zudem diskri-
miniert die Wohnbeihilferegelung nach 
der Antirassismus-Richtlinie und dem 
entsprechenden oberösterreichischen 
Antidiskriminierungsgesetz Antrag-
steller*innen aufgrund der ethnischen 
Zugehörigkeit (→ Glossar, S. 65): Der 
Ausschluss vom Zugang zur Wohnbei-
hilfe zielt gerade darauf ab, Drittstaats-
angehörige schlechter zu behandeln, 
und knüpft mit Sprache und Staatsan-
gehörigkeit an zwei Merkmale an, die 
rassifizierend wirken. Darüber hinaus 
wird einem politischen Diskurs ent-
sprochen, der – gerade was Sozialleis-
tungen betrifft – zunehmend auf „wir“ 
(EU/EWR-Bürger*innen) gegen „die an-
deren“ setzt. Gerade die Zuschreibung 
von „Fremdsein“ ist für Diskriminie-
rungen aufgrund der ethnischen Zuge-
hörigkeit wesentlich.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
(→ Glossar, S. 65), der sich in der Folge 
mit dem Fall befasste (EuGH 10.06.2021, 
C-94/20), griff diese Argumentation je-
doch nicht auf, sondern erklärte eine 
Ausnahmebestimmung für anwendbar, 
wonach Behandlungen, die sich aus der 
Rechtsstellung Drittstaatsangehöriger 
ergeben, nicht unter die Antirassismus-
Richtlinie (→ Glossar, S. 65) fallen. Auch 

eine mittelbare Diskriminierung liegt 
laut EuGH nicht vor, da nicht Menschen 
einer bestimmten ethnischen Zugehörig-
keit besonders von der Regelung betrof-
fen seien. Diese formalistische Definition 
von Diskriminierung und die gleichzeitig 
großzügige Anwendung einer Ausnahme-
bestimmung verkennen den Zweck der 
Antirassismus-Richtlinie, der auch darin 
bestehen sollte, ethnisch begründete Pri-
vilegierungen zu limitieren und diskrimi-
nierende Benachteiligungen, auch wenn 
sie mehrere verschiedene Ethnien betref-
fen, aufzuheben. Immerhin sah der EuGH 
aber wesentliche Anhaltspunkte, die 
Wohnbeihilfe als Kernleistung der Sozial-
hilfe zu qualifizieren, die auch dauerauf-
enthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige 
erhalten müssen. Die Wohnbeihilfe kann 
laut EuGH nämlich unter Umständen er-
forderlich sein, um das Grundbedürfnis 
Wohnen abzudecken; fällt sie weg, geht 
dies auf Kosten anderer Grundbedürfnis-
se wie Kleidung oder Lebensmittel. Der 
EuGH betonte zudem das Ziel, Drittstaats-
angehörige gerade durch Gleichbehand-
lungsansprüche besser zu integrieren, und 
dafür kann angemessener Wohnraum 
wohl als Schlüssel angesehen werden. Das 
anschließend zur Entscheidung berufene 
Landesgericht Linz vermied jedoch die 
Klärung, ob die Wohnbeihilfe ein solche 
Kernleistung darstellt. Stattdessen wies 
das Landesgericht die Klage aufgrund des 
Nicht-Vorliegens einer ethnischen Diskri-
minierung ab.

Es ist neues juristisches Terrain, des-
sen Auslegung für die Zukunft wichtig 
ist. Der Ausschluss von tausenden Men-
schen von der Wohnbeihilfe – und dem 
gemeinnützigen Wohnbau – ist tägliche 
Realität und hat schreckliche Auswirkun-
gen. Durch Zeit, die vergeht, darf Illegiti-
mität aber nicht zur akzeptierten Norm 
werden. Wir werden weiterhin daran 
arbeiten, diesen strukturellen Rassismus 
aufzuzeigen und eine europarechtskon-
forme Ausgestaltung der Wohnbeihilfe 
zu bewirken. 
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Menschen mit Fluchterfahrungen 
wird der Zugang zu den Bereichen Ar-
beitsmarkt, Bildung und Gesundheit 
erschwert oder ganz verwehrt. Dieser 
Artikel soll den strukturellen Rassismus 
gegen geflüchtete Personen – speziell 
Menschen mit laufendem Asylverfah-
ren – am Arbeitsmarkt beleuchten.

Ein fehlender Zugang zum Arbeits-
markt kann nicht nur einen Gesichtsver-
lust darstellen, sondern zu einer Daseins-
krise führen. In Bezug auf die Rechtslage 
in Österreich ist festzuhalten, dass die 
gesetzlichen Regelungen für Asylsuchen-
de kein Recht auf Arbeit vorsehen. Wie 
immer gibt es jedoch auch hier Ausnah-
men. Es gibt folgende Möglichkeiten für 
Asylsuchende, einer Erwerbstätigkeit 
nachzugehen1:

1  Saisonarbeit im Tourismus oder Ernte-
hilfe in der Landwirtschaft,

2  Lehre – in bestimmten Mangelberufen,

3  Selbstständige Erwerbstätigkeit nach 
drei Monaten Wartezeit,

4  Gemeinnützige Arbeit – beispielsweise 
bei der Instandhaltung öffentlicher Ge-
bäude oder Pflege von Grünanlagen.

Im Wesentlichen bewirkt die Rechtsla-
ge in Österreich, dass Asylsuchende entwe-
der ganz vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen 

1  https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/
Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf

werden oder dass ihr Zugang zum Arbeits-
markt mit enormen Hürden verbunden 
ist. Die Ursache für die Diskriminierung 
Asylsuchender am Arbeitsmarkt ist nicht 
auf einzelne Personen oder Gruppen zu-
rückzuführen, die Asylsuchenden mit 
Vorurteilen begegnen, sondern basiert auf 
deren Status als Asylsuchende, der ihren 
Zugang auf spezifische Teile des Arbeits-
marktes beschränkt und eine ganze Reihe 
von Herausforderungen mit sich bringt.

Konkret ist im Bereich der Saison-
arbeit im Tourismus die maximale An-
stellungsdauer auf sechs Monate begrenzt, 
während Erntehilfe für sechs Wochen zu-
gelassen ist. Bereits hier ist eine Diskri-
minierung erkennbar, sowohl aufgrund 
der Einschränkung der Erwerbstätigkeit 
von Asylsuchenden als auch aufgrund der 
Tatsache, dass sie von Teilen des Arbeits-
marktes, die beispielsweise eine bessere 
soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit 
ermöglichen, ferngehalten werden – was 
Implikationen für das soziale Leben hat 
und psychisches Leid mit sich bringt. Da-
rüber hinaus sind Menschen mit öster-
reichischer oder EU-Staatsbürgerschaft 
bessergestellt. Sie werden im Zweifelsfall 
Asylsuchenden vorgezogen.

Lehrstellen bieten eine weitere Mög-
lichkeit der Erwerbstätigkeit für junge 
Asylsuchende mit großem Arbeitskapital. 
Vielfach waren Betriebe auf der Suche 
nach verlässlichen Lehrlingen für Stellen, 

Institutioneller und struktureller RassismusThema

Mirwais Wakil hat 
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wissenschaft, Kunst 
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Beziehungen in den 
USA und Groß-
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im Fachbereich 
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Zusammenhängen 
und Auswirkungen 
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mittances“) an ihre 
Familien – und den 
multisektoralen 
Auswirkungen auf 
deren Lebens-
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ethisches Handeln, 
interkulturelle 
Kommunikation 
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Mit Fluchterfahrung 
am Arbeitsmarkt –
systematische Benachteiligung Asylsuchender

https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf
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die nicht durch Menschen mit EU-Staats-
bürgerschaft besetzt werden konnten2. 
Dennoch wurde seitens der Regierung 
2018 mit einem Erlass der Zugang von 
Asylsuchenden zur Lehre unterbunden 
und somit die Möglichkeiten eines legalen 
Einkommens noch weiter verringert. Auch 
nachdem die Einschränkung des Rechts 
auf Erwerbstätigkeit für Asylsuchende 
durch das Verfassungsgericht als gesetzes-
widrig aufgehoben wurde3, bekräftigte 
der Arbeitsminister Martin Kocher laut 
Zeitungsberichten4, weiterhin nur in Aus-
nahmefällen Arbeitsbewilligungen für 
Asylsuchende auszustellen, um die offenen 
Lehrstellen besetzen zu können. Auch hier 
wird eine Bevölkerungsgruppe, die auf ein 
existenzsicherndes Einkommen angewie-
sen ist, systematisch vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen. 

Die dritte Möglichkeit ist eine frei-
berufliche Tätigkeit, wobei dieses Recht 
frühestens drei Monate nach dem Stellen 
eines Asylantrags besteht. Die Proble-
matik ist hier eindeutig erkennbar: Für 
Menschen, die z. B. aus Kriegsgebieten 
geflohen sind, ist es gelinde gesagt kei-
ne einfache Aufgabe, aus dem Nichts 
ein Unternehmen zu gründen und auf-
zubauen – in einem Land mit strengen 
bürokratischen Regelungen, einer kom-
plizierten Sprache und einer hochentwi-
ckelten Wirtschaft. Ganz generell erfor-
dert die Gründung eines Unternehmens 
ein gutes Netzwerk sowie Finanzwis-
sen und -werkzeuge. Für Asylsuchende 
ist es somit kaum möglich, erfolgreich 
ein Unternehmen zu gründen, weshalb 

2  https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/970326-Lehrlinge-verzweifelt-
gesucht.html
3  https://orf.at/stories/3220988/
4  https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2112724-Was-fuer-Asylwerber-
am-Arbeitsmarkt-nun-gilt.html
5  https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000212&Fas
sungVom=2021-11-14&Artikel=6&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
6  https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/
Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf
7  https://pubs.aeaweb.org/doi/pdfplus/10.1257/jep.34.1.94
8  https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC6155022/, https://wol.iza.org/uploads/
articles/551/pdfs/integrating-refugees-into-labor-markets.pdf?v=1

diese Möglichkeit selten genutzt wird. 
Auch hier gibt es Fälle von erfolgreichen 
Ein-Personen-Unternehmen in der Lo-
gistikbranche – jedoch unter menschen-
unwürdigen Arbeitsbedingungen.

Wie oben erwähnt, bilden gemeinnüt-
zige Arbeiten („Hilfstätigkeiten, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Un-
terbringung und Betreuung stehen“5) die 
vierte Möglichkeit einer Erwerbstätigkeit, 
wobei Remunerantentätigkeiten nur dann 
zu keiner Schmälerung der Grundversor-
gung führen, wenn sie unter der derzeiti-
gen Freibetragsgrenze von 110 Euro mo-
natlich liegen.6

Zusammenfassend ist zu sagen, dass 
das Recht auf Arbeit für Asylsuchende sys-
tematisch beschränkt ist, was eine eindeu-
tige Folge von strukturellem Rassismus ist. 
Dieser Ausschluss vom Arbeitsmarkt hat 
negative Langzeitfolgen für die gesamte 
Gesellschaft7. Laut Studien kann es mehr 
als ein Jahrzehnt dauern, bis Asylsuchende 
die Nachteile, die ihnen durch ein Arbeits-
verbot entstanden sind, ausgleichen kön-
nen, was in den Aufnahmeländern zu einer 
enormen Ungleichheit bezüglich finan-
zieller und persönlicher Ressourcen sowie 
sozialer Ungleichheit führt8. Hätten Asyl-
suchende Zugang zu allen Bereichen des 
österreichischen Arbeitsmarkts, wäre dies 
nicht nur der Wirtschaft dienlich, sondern 
hätte auch enorme positive Auswirkungen 
auf die am Arbeitsmarkt verfügbaren per-
sonellen Ressourcen sowie die psychische 
Gesundheit und das Zusammenleben der 
Menschen, die in Österreich leben. 

 Weiterführende
Quellen

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/970326-Lehrlinge-verzweifelt-gesucht.html
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/970326-Lehrlinge-verzweifelt-gesucht.html
https://orf.at/stories/3220988/
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2112724-Was-fuer-Asylwerber-am-Arbeitsmarkt-nun-gilt.html
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2112724-Was-fuer-Asylwerber-am-Arbeitsmarkt-nun-gilt.html
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000212&FassungVom=2021-11-14&Artikel=6&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000212&FassungVom=2021-11-14&Artikel=6&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente_BH_KI/Beschaeftigung_AsylwerberInnen.pdf
https://pubs.aeaweb.org/doi/pdfplus/10.1257/jep.34.1.94
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC6155022/
https://wol.iza.org/uploads/articles/551/pdfs/integrating-refugees-into-labor-markets.pdf?v=1
https://wol.iza.org/uploads/articles/551/pdfs/integrating-refugees-into-labor-markets.pdf?v=1
https://zara.or.at/de/wissen/aktuelles/n/news/3ONazacf_/Weiterf%C3%BChrende_Quellen:_Mit_Fluchterfahrung_am_Arbeitsmarkt
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Die Autorin Tupoka Ogette hat in einem 
Interview für Die Zeit Rassismus einmal 
mit Smog verglichen: „Er verbreitet sich 
überall, wirkt in allen Bereichen der 
Gesellschaft, ohne dass wir es direkt se-
hen“. Genauso umgibt uns auch struk-
tureller und institutioneller Rassismus. 
Er ist in unserer Gesellschaft durch 
Institutionen, Normen und Wertvor-
stellungen verankert und wird auch in 
und durch diese tagtäglich reproduziert 
und aufrechterhalten. Ob im Bildungs- 
oder Kulturbetrieb, in der Politik, im 
Arbeitsleben, am Wohnungsmarkt und 
in der Freizeit - in vielen Lebensberei-
chen werden Menschen noch immer 
aufgrund von tatsächlichen oder zu-
geschriebenen Merkmalen wie z.B. 
Hautfarbe, Sprache, Herkunft oder Re-
ligionszugehörigkeit benachteiligt und 
ausgegrenzt.

Der Workshop „How to be an Ally” 
wurde im Sommer 2020 im Kontext 
der Black Lives Matter-Bewegung ent-
wickelt, um den Blick (auch) auf diese 
Form des Rassismus zu lenken. Er bie-
tet all jenen einen Raum, die mehr über 
Zusammenhänge und Handlungsmög-
lichkeiten gegen Rassismus erfahren 
wollen und sich als Verbündete aktiv 
für antirassistische Werte, Solidari-
tät und Gleichbehandlung engagieren 
möchten. Dabei werden auch bestehen-
de rassistische Strukturen und Privi-
legien thematisiert – beispielsweise in 
den Erfahrungen, die unterschiedliche 
Gruppen mit Institutionen und Autori-
täten machen. 

Letztes Jahr gab es eine spannende Wei-
terentwicklung. Unsere Bildungsveran-
staltungen zu Allyship wurden vermehrt 
von Organisationen angefragt, die sich 
mit Rassismus bereits tiefergehend aus-
einandergesetzt hatten und nun mehr 
über eine anti-rassistische Haltung ler-
nen wollten – nicht nur auf persönlicher, 
sondern auch auf organisatorischer Ebe-
ne. Wie kann ich meine Organisation 
für einen rassismuskritischen Prozess 
öffnen? Wie kann ich meinen Wunsch, 
„Verbündete*r zu sein“ ausdrücken, auch 
wenn dieses Thema nicht im Fokus mei-
ner Arbeit, meines Produkts oder meiner 
Dienstleistung steht? 

Dazu ist es notwendig, sich auf einen 
Prozess der kritischen Selbstreflexion 
einzulassen und dabei gewohnte Abläufe 
und bestehende Normen zu hinterfra-
gen: Wer ist sichtbar? Wer spricht? Wer 
fühlt sich eingeladen und gesehen? Wer 
profitiert von den vorherrschenden Re-
geln, Einstellungsverfahren und Beför-
derungsrichtlinien?

Ein Heraustreten aus der Routine, ein 
Hinterfragen des Selbstbilds und ein kri-
tischer Blick auf die vorherrschenden 
Normen helfen zu verstehen, wie Rassis-
mus unser Denken und Zusammenleben 
ordnet, nicht nur auf der individuellen 
Ebene, sondern gerade auch innerhalb 
von Organisationen. Es zeigt auch, dass 
es für einen positiven Wandel nicht genug 
ist, nicht rassistisch zu sein. Organisatio-
nen müssen anti-rassistisch handeln, um 
strukturellen Rassismus aufzubrechen. 

Es ist nicht genug, nicht 
rassistisch zu sein!
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hat in Tübingen 
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Trainingsmaterial: Struktureller Rassismus

Zivilcourage-Übung: 

Gewaltbarometer und 
struktureller Rassismus
Diese Variante des Gewaltbarometers zielt darauf ab, ein besseres Verständnis für die 
Wirkungsweisen von strukturellem Rassismus in der Gesellschaft zu vermitteln. Struktureller 
Rassismus ist für Personen, die nicht davon betroffen sind, manchmal schwer zu erkennen, da 
dieser im Bildungswesen und in medialen Debatten nur selten thematisiert wird.

Die folgende Übungsbeschreibung eignet sich besonders, um mit Teilnehmer*innen…

... 	zu erkennen, dass für jede Person – je nach Erfahrungshintergrund – 
Situationen unterschiedlich gewaltvoll eingeschätzt werden können. 

... 	zu verstehen, welche Wirkungsweisen struktureller und institutio-
neller Rassismus in unserer Gesellschaft haben können.

... 	zu üben, schwierige Situationen einzuschätzen und für 
die eigene Meinung Position zu beziehen

... 	über unterschiedliche Formen von Gewalt zu reflektieren.

Dauer
Ca. 45 Minuten

Raum
Viel Platz

Anleitung 

Die Teilnehmer*innen werden gebeten, die Mitte des Raumes freizumachen. Das Klebeband 
wird von einer Seite des Raumes zur anderen geklebt, damit eine gerade Linie entsteht. An 
jedem Ende liegt je eine Moderationskarte – einmal mit der Aufschrift „0%“ und einmal mit 
der Aufschrift „100%“.

Der*Die Workshopleiter*in erklärt, dass die Linie ein Gewalt-Barometer symbolisiert und 
dass im Anschluss einzelne Aussagen (siehe nächste Seite) vorgelesen werden, die unter-
schiedliche Sachverhalte verkürzt beschreiben. Die Teilnehmer*innen sollen sich daraufhin 
entlang des Barometers zwischen 0% und 100% positionieren, je nachdem, wie gewalttätig 
sie die jeweilige Situation für sich in Prozentzahlen ausgedrückt einschätzen.

Die Übung ist im ersten Schritt eine stille Positionierungsübung. Erst wenn alle entlang des 
Gewaltbarometers ihrer Einschätzung räumlichen Ausdruck verliehen haben, werden Einzel-
ne gefragt, wie viel Prozent Gewalt für sie in der Situation steckt und warum sie sich an der 
Stelle positioniert haben. Der*Die Workshopleiter*in kann nun eine angeregte Diskussion 
zulassen, diese moderieren und den Teilnehmer*innen die Möglichkeit geben, sich ggf. neu 
zu positionieren. 

Material
Klebeband für den Boden
2 Moderationskarten

Methode
Positionieren im Raum
Diskussion und Reflektion
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Tipp für die gemeinsame Reflexion nach der Übung

Die Übung bietet die Chance, sich darüber auszutauschen, wie sich tagtägliche Erfahrungen 
mit strukturellen Ungerechtigkeiten auswirken können, was diese in der Summe ausmachen 
und wie es sich anfühlt, vor der Gruppe Position zu beziehen. Hier ist es besonders wichtig, 
dass der*die Workshopleiter*in auch auf die strukturelle Ebene von Gewalt und Rassismus 
aufmerksam macht. Welche der gewaltvollen Situationen werden aufgrund des So-Seins 
einer Person getätigt?

Mögliche Aussagen 

	→ Ein Fußballfan beschimpft und beleidigt einen gegnerischen Fan.

	→ Eine Patientin überhört, wie ihr Arzt sie aufgrund ihres Kopftuches, im Gespräch mit 
dem Pflegepersonal, anstelle ihres Namens dauernd als „die Araberin“ bezeichnet.

	→ Ein junger Mann wird immer wieder für seine Deutschkenntnisse gelobt, obwohl 
er in einem deutschsprachigen Land geboren und aufgewachsen ist.

	→ Auf dem neuen Smartphone einer älteren Frau funktioniert 
aufgrund ihrer Hautfarbe die Gesichtserkennungssoftware nicht – 
obwohl sie bei ihren (weißen) Freund*innen funktioniert.

	→ Ein Politiker nennt Geflüchtete „Asylschwindler“ im Fernsehen.

	→ Passant*innen gehen an einer obdachlosen Frau vorbei, die am Gehsteig liegt.

	→ Ein Mann wird ständig von (ihm) fremden Personen zu seiner 
Hautfarbe und seiner Familiengeschichte befragt. 

	→ Um die gleiche Wohnbeihilfe beziehen zu können wie ihre Nachbarin, muss eine 
junge Mutter ihre Deutschkenntnisse nachweisen, da sie nicht Österreicherin ist.

	→ Ein Schwarzer Mann wird im Vergleich zu seinen (weißen) Freund*innen 
überdurchschnittlich oft von der Polizei 
angehalten bzw. kontrolliert.

	→ Eine junge Frau verdient pro Stunde weniger als ihr 
Kollege, obwohl sie den gleichen Job haben.

	→ Eine Schuldirektorin verbietet auf dem 
Schulhof alle Sprachen außer Deutsch.

	→ Mitfahrende schweigen, als ein vollbärtiger 
Mann im Bus als „Terrorist“ beschimpft wird.

	→ Eine Wohnung wird einer Frau nicht vermietet, 
weil sie nur für „Österreicher“ verfügbar ist.

Quelle: Übung adaptiert nach Lünse/Rohwedder/Baisch 2001:  
Zivilcourage: Anleitung zum kreativen Umgang mit Konflikten und Gewalt.



http://www.blackvoices.at
http://www.blackvoices.at
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Internet
Vorfälle, die im Internet stattgefunden 
haben. Dieser Bereich schließt Online-
Medien, Webseiten, Online-Foren, 
Social-Media- und Video-Plattformen 
sowie Blogs mit ein. 
(→ Internet, S. 36)

Öffentlicher Raum
Vorfälle, die sich an öffentlichen, all-
gemein zugänglichen Orten zugetra-
gen haben, wie etwa auf der Straße, 
auf Verkehrsflächen, in Parks oder in 
öffentlichen Verkehrsmitteln. Rassisti-
sche Beschmierungen sind Teil dieses 
Kapitels, weil die an ZARA gemeldeten 
rassistischen Beschmierungen großteils 
den öffentlichen Raum betreffen. 
(→ Öffentlicher Raum, S. 39)

Güter & Dienstleistungen (inkl. Wohnen)
Vorfälle im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu und der Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen (beispielswei-
se in Lokalen, Geschäften und anderen 
Dienstleistungsunternehmen). 
(→ Güter & Dienstleistungen, S. 44)

Staatliche Behörden & Institutionen
Vorfälle, die sich in Ämtern, Bildungs-
einrichtungen und anderen kommu-
nalen Einrichtungen (ausgenommen 
Polizei) zugetragen haben. (→ Staatliche 
Behörden & Institutionen, S. 50)

Politik & Medien
Vorfälle, die von Politiker*innen, von 
Parteien oder von klassischen Medien 
(Print, Radio und Fernsehen) – on- 
und offline – ausgelöst oder verbreitet 
wurden. (→ Politik & Medien, S. 53)

Arbeitswelt
Vorfälle, die mit Arbeit und Beschäfti-
gungsverhältnissen zu tun haben, also 
Arbeitsmarkt, -suche, -bedingungen, 
-klima, Stellenausschreibungen usw. 
(→ Arbeitswelt, S. 56)

Polizei
Vorfälle, die mit der Sicherheitsverwaltung 
und den Organen der öffentlichen Sicher-
heit in Verbindung stehen. 
(→ Polizei, S. 59)

Lebensbereiche 2021
Definitionen und Bezeichnungen
Die folgenden Kapitel umfassen anonymisierte Darstellungen rassistischer  
Vorfälle aus allen Lebensbereichen.
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	 Was ZARA tut? 

 info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	Entlastende und stärkende Gespräche und 
Unterstützung

EXCLAMATION-CIRCLE 	Anzeige bei Polizei oder an die Staatsanwalt-
schaft / Meldung an die NS-Meldestelle

EXCHANGE-ALT 	 Austausch/Abstimmung mit Partner*innen, An-
wält*innen, Behörden oder weiteren involvierten 
Personen

Pen-alt	 Verfassen von Beschwerden, Einsprüchen, Stel-
lungnahmen, Anträgen und Interventionsschreiben 

User-tie 	 Begleitung (z. B. zu Gerichtsverhandlungen, 
Schlichtungsgesprächen, Behörden, Einvernah-
men bei der Polizei)

Arrow-circle-right 	Weitervermittlung an Organisationen, Beratungs-
einrichtungen, Ärzt*innen (für ärztliche Atteste)

window-close 	 Beantragung der Löschung von Hasskommen-
tar(en) bei Social-Media-Plattform (als „normale 
User*innen“ sowie als „Trusted Flagger“)

Paint-Roller	 Beantragung der Entfernung von Beschmierung 
im öffentlichen Raum

EYE	 Sensibilisierungsarbeit/Öffentlichkeitsarbeit

Folder-open	 Akteneinsicht

EDIT 	Dokumentation

ZARA Grundhaltungen 

Die systematische Dokumentation von Rassismus 
macht diesen sichtbarer und war daher ZARA von 
Anbeginn an sehr wichtig. Dadurch wird u. a. aufge-
zeigt, dass Handlungsbedarf besteht, wenn wir uns 
zukunftsfähig entwickeln wollen. Menschen, die 
mit konkreten rassistischen Vorfällen konfrontiert 
sind, erhalten bei ZARA kompetente juristische und 
psychosoziale Unterstützung. Die Interessen und 
die Anliegen der Betroffenen stehen für uns immer 
an erster Stelle: Ihren Darstellungen wird Vertrauen 
und Verständnis entgegengebracht und ihre Aus-
sagen werden ernst genommen. Wir sehen ständig, 
dass besonders die Erfahrungen von Menschen, die 
direkt und systematisch von Rassismus benachtei-
ligt werden – aufgrund der dadurch geschaffenen 

und aufrechterhaltenen Gesellschaftsstrukturen 
und Machtverhältnisse –, allzu oft ignoriert oder 
schlicht geleugnet werden. ZARA will dem ent-
gegenwirken. Wenn wir Informationen sowie die 
Einwilligung unserer Klient*innen haben, bemühen 
sich unsere Berater*innen auch darum, die Sicht der 
„Gegenpartei“ oder einer dritten Seite einzuholen. 
Aber selbst dann können die Berater*innen nicht 
garantieren, dass alle Informationen, die ihnen von 
verschiedenen Seiten zugetragen werden, gänzlich 
der „Wahrheit“ entsprechen. Allerdings werden die-
se auch nicht unkritisch übernommen. Mit der Ver-
öffentlichung von Darstellungen rassistischer Vor-
fälle handelt ZARA inmitten des antirassistischen 
Dilemmas, wo es manchmal notwendig scheint, 
Rassismen zu reproduzieren, um Rassismus sichtbar 
und somit bekämpfbar zu machen.
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Rassistische Vorfälle 

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus 
den 1.117 an ZARA gemeldeten Fällen 
im Lebensbereich Internet. Dieser Bereich 
schließt Online-Medien, Webseiten, Online-
Foren, Social-Media- und Video-Plattformen 
sowie Blogs mit ein.

1	 Antimuslimische Diskriminierung 
auf Online-Verkaufsplattform

L. möchte über eine Online-Verkaufsplatt-
form eine Küche kaufen. Als er eine Küche 
findet, die ihm gefällt, schreibt er der Per-
son, die diese Küche zum Verkauf anbietet, 
eine Nachricht. Der Verkäufer antwortet mit 
einer rassistischen Aussage, die sich auf L.s 
Namen bezieht und ihn als Terroristen dar-
stellt. L. schreibt höflich zurück, dass er kein 
Terrorist ist, in Österreich lebt und sich für 
die Küche interessiert. Daraufhin antwortet 
der Verkäufer, dass er nicht an muslimische 
Menschen verkauft. Er verweigert L. damit 
aufgrund seines Namens und der (vermu-
teten) Religionszugehörigkeit den Kauf der 
Küche. L. ist wichtig, dass bekannt wird, was 
er gerade erlebt hat, und postet die Konver-
sation auf Facebook. Daraufhin bekommt 
er viele unterstützende Nachrichten und 
Zuspruch. Er macht auch ZARA auf diese 
Diskriminierung aufmerksam. Eine ZARA-
Beraterin antwortet ihm, dass sie den Vorfall 
dokumentiert, und bietet L. Unterstützung 
und rechtliche Beratung an, damit er weiß, 
dass er sich bei Bedarf melden kann.

Was ZARA tut? 

EDIT Dokumentation  info Beratungsangebot

2	Wiederbetätigung durch 
Schüler*innen in Messenger

Eine Schulklasse kommuniziert online über 
einen Messenger. Der Lehrer M. vermutet, 
dass manche Inhalte, die in der Klassengrup-
pe von Schüler*innen versendet werden, ge-
gen das Verbotsgesetz (→ Glossar, S. 65)
verstoßen. Er spricht mit den Eltern darüber 
und erarbeitet eine Verhaltensvereinbarung, 
die die Schüler*innen unterschreiben. Zu-
sätzlich meldet sich M. bei ZARA, weil er 
wissen möchte, welche weiteren Handlungs-
möglichkeiten es gibt. Eine ZARA-Beraterin 
bestärkt M. in seinen bisherigen Schritten 
und betont, wie wichtig es ist, Jugendlichen 
genau zu kommunizieren, was das Verbots-
gesetz ist, warum es das gibt und dass es 
strafbar sein kann, derartige Inhalte zu ver-
breiten. Die Beraterin erklärt ihm außer-
dem, welche rechtlichen Möglichkeiten es in 
so einem Fall gibt. M. bedankt sich für die 
Beratung, möchte aber nicht, dass rechtliche 
Schritte gesetzt werden. Er bittet um Doku-
mentation des Vorfalls.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) Beratung

Internet



3	Rechtsextreme Musik auf 
Streamingplattform

H. hört über einen bekannten Streaming-
dienst Musik. Mitten in einer automatisch 
erstellten Playlist wird plötzlich ein Lied mit 
faschistischen Textpassagen abgespielt. Das 
Lied beginnt mit dem Gruß der kroatischen 
faschistischen Ustaša-Bewegung und stammt 
von einer Band, die als rechtsextrem und ras-
sistisch eingestuft wird. H. ist verärgert, dass 
dieses Lied auf dieser Streamingplattform 
zu finden ist und sogar aktiv vorgeschlagen 
wird. Per Twitter fordert er die Streaming-
plattform dazu auf, das Lied aus ihrem An-
gebot zu nehmen. Er bittet außerdem ZARA 
um Unterstützung. Ein ZARA-Berater do-
kumentiert den Fall und recherchiert zur 
rechtlichen Bedeutung des Ustaša-Grußes 
nach österreichischem Recht. Die Ergebnisse 
der Recherche zeigen, dass es deswegen be-
reits Verurteilungen nach dem Verbotsgesetz 
(→ Glossar, S. 65) durch Gerichte unterer 
Instanzen gegeben hat. Um mehr Rechts-
sicherheit zu haben, wäre eine klare Recht-
sprechung eines Höchstgerichts hilfreich. 
Eine solche ist allerdings – soweit ersichtlich 
– noch nicht vorhanden. Der ZARA-Berater 
verfasst in Absprache mit H. ein Interven-
tionsschreiben (→ Glossar, S. 65) an die 
Streamingplattform. Darin fordert er sie auf, 
sich mit dem Lied auseinanderzusetzen, und 
bittet um eine Rückmeldung zu ihrem Um-
gang mit faschistischen, rassistischen und 

rechtsextremen Liedern. Trotz Kontaktauf-
nahme über diverse Kanäle hat die Strea-
mingplattform bis Redaktionsschluss nicht 
reagiert.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) Beratung   
Pen-alt Verfassen von Interventionsschreiben

4	 
Holocaust-verharmlosende Postings

Ein*e Zeug*in schickt per anonymem Melde-
formular einen Screenshot aus einer geschlos-
senen Gruppe auf Facebook an ZARA. Der 
Screenshot zeigt ein Posting, in dem Verglei-
che zwischen Impfungen und dem Holocaust 
hergestellt werden. Den ZARA-Beratungs-
stellen werden seit der Covid-19-Pandemie 
vermehrt ähnliche, antisemitische und Ho-
locaust-verharmlosende Postings gemeldet. 
Diese werden oft in geschlossenen Gruppen 
gepostet, aber auch öffentlich verbreitet. Da 
ZARA in diesem konkreten Fall keinen Zu-
gang zu der geschlossenen Facebook-Gruppe 
und zu dem Posting hat, ist es nicht möglich, 
die Löschung des Postings bei Facebook zu 
beantragen. Ein ZARA-Berater dokumen-
tiert die Meldung und leitet sie zusätzlich an 
die NS-Meldestelle weiter, wo das Posting 
auf seine strafrechtliche Relevanz überprüft 
und allenfalls ein Verfahren eingeleitet wird.

Was ZARA tut?
EXCLAMATION-CIRCLE Meldung an die NS-Meldestelle  EDIT Dokumentation

http://www.schnellerkonter.at
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel Verhetzung

1  § 283 Strafgesetzbuch

Seit dem Jahr 2021 gibt es neue gesetzliche 
Regelungen zum Schutz von Betroffenen von 
Hass im Netz, unter anderem zum Straftat-
bestand Verhetzung1. Auch davor war das 
Internet kein rechtsfreier Raum: Gesetze, die 
offline gelten, gelten auch im Internet.

Hasserfüllte Kommentare, die bestimm-
te Straftatbestände erfüllen und somit die 
Grenze der Meinungsfreiheit überschreiten, 
können zu Geld- oder sogar Freiheitsstrafen 
führen (z. B. bei Verhetzung, Beleidigung, 
gefährlicher Drohung, Cyber-Mobbing, 
Cyber-Stalking (→ Glossar, S. 65)).

Was ist Verhetzung?

Verhetzung ist, öffentlich gegen einzelne oder 
mehrere Menschen wegen ihrer Zugehörig-
keit zu einer Gruppe zu Gewalt aufzufordern, 
zu Hass aufzustacheln oder sie auf bestimm-
te, herabsetzende und entwürdigende Weise 
zu beschimpfen. Diese Gruppen werden zum 
Beispiel definiert nach Hautfarbe, Sprache, 
Religion oder Weltanschauung, ethnischer 
Herkunft, Staatsangehörigkeit, Behinderung, 
Alter, sexueller Orientierung oder Geschlecht.

Im Internet gilt, dass sowohl das selbststän-
dige Verfassen eines verhetzenden Inhalts 
verboten ist (z. B. ein Posting auf einer Social-
Media-Plattform) als auch das Weiterverbrei-
ten (z. B. Teilen) von solchen Inhalten.

Täter*innen können nach österreichischem 
Recht bestraft werden, wenn die Tat in Öster-
reich (bzw. auf einem Server in Österreich) 
vorgefallen ist oder das Ergebnis der Tat in 
Österreich eintreten sollte.

Wie kann ich gegen Verhetzung 
vorgehen und wie kann mich ZARA dabei 
unterstützen?

Wenn Sie ein Posting lesen und den Eindruck 
haben, dieses könnte verhetzend sein, mel-
den Sie es an ZARA. ZARA prüft dann, ob 
es sich um Verhetzung handeln könnte – und 
kann auch bei weiteren Schritten unterstüt-
zen: zum Beispiel, das Posting bei der Polizei 
oder bei der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. 
Außerdem sind Social-Media-Plattformen 
verpflichtet, strafrechtlich relevante Pos-
tings zu löschen, wenn man ein solches Pos-
ting dort meldet. Auch die Kontaktaufnahme 
mit der Plattform kann ZARA überneh-
men, um eine Löschung zu erreichen. Wenn 
ZARA Löschungen beantragt, ist die Wahr-
scheinlichkeit höher, dass das Posting tat-
sächlich gelöscht wird, weil ZARA bei vielen 
Social-Media-Plattformen einen Sondersta-
tus („Trusted-Flagger-Status“ (→ Glossar, S. 
65)) innehat.

Seit 2021 kann ZARA Betroffene von On-
line-Verhetzung – gemeinsam mit Rechts-
anwält*innen – außerdem kostenlos bei 
Gerichtsverfahren begleiten und unterstüt-
zen (Prozessbegleitung (→ Glossar, S. 65)). 
ZARA kümmert sich darum, dass ein*e ge-
eignete*r Rechtsanwält*in gefunden wird.

Tipp: Für eine Meldung oder Anzeige ist es 
wichtig, einen Screenshot vom entsprechen-
den Beitrag/Posting zu machen. Der Screen-
shot muss Datum und Uhrzeit des Postings 
enthalten.

Öffentlich 
bedeutet 
hier: vor 
mindes-
tens 30 
Personen 
(online 
oder off-
line).

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296&Artikel=&Paragraf=283&Anlage=&Uebergangsrecht
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Rassistische Vorfälle

Öffentlicher 
Raum

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 273 an ZARA gemeldeten Fällen im Lebens-
bereich Öffentlicher Raum. Unter Öffentlicher Raum sind alle Vorfälle verzeichnet, die sich an 
öffentlichen, allgemein zugänglichen Orten zugetragen haben, wie etwa auf der Straße, auf 
Verkehrsflächen, in Parks oder in öffentlichen Verkehrsmitteln. Rassistische Beschmierun-
gen sind Teil dieses Kapitels, weil die 60 an ZARA gemeldeten rassistischen Beschmierungen 
großteils den öffentlichen Raum betreffen.

5 	Rassistische Beschimpfung 
und körperliche Gewalt

K. fährt mit der Straßenbahn. Wegen ihrer 
Schwangerschaft verspürt sie starke Mor-
genübelkeit und möchte deswegen schnell 
ein paar Bissen essen. Sie geht dafür extra 
nach hinten in die Straßenbahn, weil sie nie-
manden stören möchte. Dort wird sie plötz-
lich von einem Mann rassistisch beschimpft 
und in den Bauch geschlagen. K. fährt sofort 
ins Spital, um sich untersuchen zu lassen. Im 
Spital wird festgestellt, dass K. durch den 
Schlag innere Verletzungen erlitten und viel 
Blut verloren hat. Es kommt noch im Spital 
zu einer Anzeige gegen den Mann. In weite-
rer Folge verliert K. auch ihr Baby. Sie wen-
det sich an die Betroffenenschutzeinrichtung 

WEISSER RING, weil sie rechtlich gegen die 
Gewalttat vorgehen möchte. Durch die dort 
angebotene Prozessbegleitung (→ Glossar, 
S. 65) wird K. im gerichtlichen Verfahren 
unterstützt und begleitet. Zusätzlich mel-
det sie sich bei ZARA, weil ihr wichtig ist, 
dass der Vorfall dokumentiert wird. Eine 
ZARA-Beraterin erklärt K. nach der Doku-
mentation, dass es auch die Möglichkeit gibt, 
zusätzlich eine Anzeige wegen rassistischer 
Beleidigung zu machen. K. bedankt sich sehr 
für die Unterstützung sowie das entlastende 
Gespräch und möchte sich das weitere Vor-
gehen noch überlegen.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  COMMENTS Entlastungs- und Stärkungs
gespräch  info (Rechtliche) Beratung 
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6	 
Wüste rassistische Beschimpfungen

Zwei Freunde, A. und V., sind mit dem Fahr-
rad unterwegs. Sie verfahren sich und landen 
auf einem öffentlich zugänglichen Parkplatz 
vor einem Clubgebäude. Eine Frau kommt 
aus dem Clubgebäude und spricht die beiden 
in absichtlich schlechtem Deutsch an, weil sie 
aufgrund rassistischer Vorurteile davon aus-
geht, dass A. und V. die deutsche Sprache nicht 
(gut) beherrschen. Als sie merkt, dass die bei-
den sehr gut Deutsch sprechen, hört sie auf, 
in schlechtem Deutsch zu reden. Sie beginnt 
aber, die zwei Freunde massiv zu beschimpfen, 
vergleicht sie mit Ungeziefer und sagt, dass sie 
„in ihre Heimat“ verschwinden sollen. Auf 
dem Gelände sind auch weitere Personen an-
wesend, die aber nicht eingreifen. A. versucht 
zu erklären, dass sie sich verfahren haben und 
eigentlich gar nicht hierherkommen wollten. 
Zunächst will sich A. auch entschuldigen, lässt 
das dann aber sein, weil die Frau sie weiter 
wüst beschimpft. Als die Frau nicht aufhört, 
schimpft V. schließlich zurück. Schlussend-
lich entscheiden V. und A., dass es besser ist, 
zu gehen. Als sie den Parkplatz verlassen ha-
ben, sperrt die Frau das Tor hinter ihnen zu. 
Nach diesem Erlebnis ruft A. bei ZARA an 
und möchte wissen, ob es rechtliche Möglich-
keiten gibt, gegen die Beschimpfungen vor-
zugehen. Ein ZARA-Berater informiert ihn 
über die rechtliche Lage und erklärt, dass die 
beiden auch als Einzelpersonen vor Verhet-
zung (→ Glossar, S. 65) geschützt sind und 
rechtlich dagegen vorgehen können. A. möch-
te das mit V. besprechen und gemeinsam eine 
Entscheidung treffen.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  COMMENTS Entlastungs- und Stärkungs
gespräch  info (Rechtliche) Beratung

7	Zivilcourage: Reaktion auf 
rassistische U-Bahn-Durchsage

Zeug*innen berichten, dass ein U-Bahn-Fah-
rer die Fahrgäste per Durchsage mit der An-
kündigung „Willkommen bei Ihrem Flug von 
der Türkei nach Wien“ begrüßt hat. Mehrere 
Personen machen daraufhin das zuständige 

Verkehrsunternehmen darauf aufmerksam. 
Dieses reagiert, indem es ein Statement ver-
öffentlicht, in dem es klarmacht, dass Rassis-
mus nicht geduldet wird. Das Unternehmen 
bittet auch Zeug*innen um Hinweise (Uhr-
zeit, Datum, Fahrtrichtung), damit dem Vor-
fall nachgegangen und der U-Bahn-Fahrer zur 
Rede gestellt werden kann. Der Vorfall wird 
auch ZARA gemeldet. ZARA dokumentiert 
den Vorfall sowie das positive Beispiel für eine 
Reaktion auf einen rassistischen Vorfall.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation

8	Rassistische Benennung 
von Kletterrouten 

Mehrere Personen melden bei ZARA, dass in 
Kürze ein Kletterführer erscheinen wird, des-
sen Autor bereits in der Vergangenheit Klet-
terrouten rassistische und sexistische Namen 
gegeben hat. Diese Namensgebungen müssen 
vorab nicht genehmigt werden, da es in Öster-
reich üblich ist, dass Erstbesteiger*innen die 
jeweiligen Kletterrouten benennen dürfen. 
In diesem konkreten Fall sind die gewählten 
Routennamen an nationalsozialistische Codes 
angelehnt und unter anderem abwertend ge-
genüber Schwarzen Menschen, Rom*nja und 
Sinti*zze, Muslim*innen, Jüd*innen und ge-
nerell gegenüber Frauen. Ein ZARA-Berater 
schätzt einige dieser Namen als rechtswidrig 
ein. Er tauscht sich dazu mit Partner*innen, 
Anwält*innen und einem großen Sport- und 
Freizeitverein aus und erfährt, dass bereits 
Anzeige erstattet wurde. Auch der Sport- und 
Freizeitverein hat sich bereits klar positioniert 
und verkauft die entsprechenden Bücher nicht 
mehr in seinem Shop. Der ZARA-Berater gibt 
einem Melder außerdem die Kontaktdaten 
einer Rechtsanwältin, die auf Medienrecht 
spezialisiert ist. Abschließend dokumentiert 
ZARA die Meldungen und die diversen Maß-
nahmen, die bereits getroffen wurden. Aus 
Ressourcengründen konnten keine weiteren 
Maßnahmen getroffen werden.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation   EXCHANGE-ALT Austausch/Abstimmung mit Part-
ner*innen, Anwält*innen und weiteren involvierten Personen
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9	 Rassistischer Übergriff 
auf offener Straße

Beim Spaziergang mit seinem Hund wird 
G. von einem Unbekannten derb rassistisch 
beschimpft. Der Mann greift G. außerdem 
körperlich an und tritt ihm in den Brust-
korb. G. zeigt den Übergriff bei der Polizei 
an. Tatsächlich kann nach ein paar Wochen 
der Täter identifiziert werden – das Ver-
fahren wegen versuchter Körperverletzung 
wird aber eingestellt. G.s Tochter wendet 
sich daraufhin an ZARA, um sich zu in-

formieren, ob etwas dagegen getan werden 
kann. Eine ZARA-Beraterin informiert sie 
über verschiedene rechtliche Möglichkeiten 
wie den Antrag auf Fortführung der Ermitt-
lungen und eine zusätzliche Anzeige wegen 
rassistischer Beleidigung, da bis dahin nur 
die versuchte Körperverletzung angezeigt 
wurde. G.s Tochter bedankt sich und möch-
te das weitere Vorgehen mit ihrem Vater be-
sprechen.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) Beratung

DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistischer Beleidigungen

1  § 115 Strafgesetzbuch

Beleidigungen1 im rechtlichen Sinne sind Be-
schimpfungen, Verspottungen, Misshandlun-
gen am Körper oder die Bedrohung mit einer 
körperlichen Misshandlung, die vor min-
destens drei Personen (die direkt betroffene 
Person und Täter*innen nicht mitgerechnet) 
erfolgen. Beleidigungen können vom Gericht 
mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Mo-
naten oder einer Geldstrafe bestraft werden.

Eine rassistische Beleidigung ist eine Beleidi-
gung, die sich zum Beispiel auf die Hautfar-
be, die ethnische Herkunft oder die Religion 
der beleidigten Person bezieht. So gilt es 
etwa als rassistische Beleidigung, jeman-
den rassistisch zu beschimpfen, jemandem 
das Kopftuch herunterzureißen, jemandem 
wegen der Religion eine Ohrfeige zu geben, 
jemanden wegen der Herkunft anzuspucken 
und zu verspotten oder jemanden wegen der 
Hautfarbe im Internet zu beleidigen. 

Wie kann ich gegen rassistische 
Beleidigungen vorgehen?

Rassistische Beleidigungen sind gesetzlich 
verboten und können im Unterschied zu 

einfachen Beleidigungen (also Beleidigun-
gen ohne Vorurteilsmotiv) bei der Polizei 
angezeigt werden. Notwendig ist, dass die 
betroffene Person bei der Anzeige auch die 
Ermächtigung gibt, ein Strafverfahren ein-
zuleiten. Danach ist die Staatsanwaltschaft 
zuständig und führt das Verfahren. Es gibt 
kein Kostenrisiko für die betroffene Person. 

Wie kann ZARA unterstützen?

Wenn Sie rassistisch beleidigt wurden, kön-
nen Sie sich an ZARA wenden. ZARA un-
terstützt Sie und kann auch prüfen, ob eine 
Beleidigung im rechtlichen Sinne vorliegt. 
Gegebenenfalls kann ZARA bei einer Anzei-
ge unterstützen und im Verfahren beratend 
begleiten. Problematisch bei Übergriffen im 
öffentlichen Raum ist, dass die Täter*innen 
oft unbekannt sind und daher häufig nicht 
ausgeforscht werden können. Eine Anzei-
ge gegen unbekannte Täter*innen an die 
Staatsanwaltschaft ist trotzdem wichtig, weil 
nur so solche Vorfälle bekannt werden und 
in offiziellen Statistiken aufscheinen.

https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/115
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10 	Islamfeindliche Beschmierung 
auf Parkbank 

H., Mitarbeiter einer Sozialeinrichtung, ent-
deckt während eines mobilen Einsatzes eine 
islamfeindliche Beschmierung auf einer 
öffentlichen Parkbank in Wien. Er meldet 
die Beschmierung per E-Mail an ZARA 
und schickt Fotos sowie die genaue Adres-
se mit. H. bittet darum, dass ZARA dafür 
sorgt, dass die Beschmierung schnellstmög-
lich entfernt wird. Eine ZARA-Beraterin 
dokumentiert die Meldung und beantragt 
die Entfernung beim Stadtservice Wien (→ 
Glossar, S. 65). Nach einer Woche kommt 
die Rückmeldung, dass die Beschmierung 
erfolgreich entfernt wurde.

Was ZARA tut?
EXCLAMATION-CIRCLE Beantragung der Entfernung von Beschmierung im 
öffentlichen Raum  EDIT Dokumentation

11	 NS-Beschmierungen bei 
ehemaligem Konzentrationslager

P. bietet regelmäßig Rundgänge rund um ein 
ehemaliges Konzentrationslager an – unter 
anderem für Schulklassen. Bei den Führun-
gen bemerkt er, dass die Eingänge zu den 
Stollen nahe dem Konzentrationslager mit 
nationalsozialistischen Symbolen und Aus-
drücken beschmiert sind. Diese sind gemäß 
Verbotsgesetz (→ Glossar, S. 65) unter-
sagt, weil sie nationalsozialistische Verbre-
chen verharmlosen oder gutheißen, die an 
Jüd*innen und vielen weiteren damals sys-
tematisch verfolgten Menschen bzw. Grup-
pen begangen wurden. Weil P. möchte, dass 
die Schmierereien entfernt werden, erstattet 

er Anzeige. Zusätzlich meldet er seine Be-
obachtungen an ZARA, da ihm wichtig ist, 
dass die Beschmierungen auch dokumentiert 
werden. Es geht P. auch darum, auf den zu-
nehmenden Antisemitismus und Rechtsex-
tremismus in Österreich hinzuweisen. Eine 
ZARA-Beraterin dokumentiert die Mel-
dung, bedankt sich bei P. und bestärkt ihn in 
seinem Engagement.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastung und/oder Stärkung  EDIT Dokumentation

12	 Rassistischer, Angst 
schürender Aufkleber 

F. bemerkt in einer Wiener Straßenbahn-
haltestelle einen rassistischen Aufkleber, der 
„ausländische“ Schulkinder als Bedrohung 
für „österreichische“ Schulkinder darstellt. 
Der Text wird durch ein Bild von einem 
blonden, weißen Kind mit blauem Auge unter-
malt. F. ist erschüttert über diese rassistische, 
gefährliche Stimmungsmache und wendet 
sich an ZARA. Sie möchte wissen, was sie 
in solchen Situationen tun kann – zumal 
sie den sehr fest klebenden Aufkleber nicht 
selbst entfernen konnte. Ein ZARA-Berater 
informiert sie über mögliche Schritte. Auf 
Wunsch von F. beantragt der ZARA-Bera-
ter daraufhin die Entfernung des Aufklebers 
beim Stadtservice Wien. Kurz darauf meldet 
sich F. wieder und bedankt sich, da der Auf-
kleber bereits entfernt wurde.

Was ZARA tut?
info (Rechtliche) Beratung   EXCLAMATION-CIRCLE Beantragung einer Entfernung  
EDIT Dokumentation

Beschmierungen
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistischer Beschmierungen

1  Art III Abs 1 Z 4 EGVG
2  § 125 Strafgesetzbuch

Beschmierungen mit Hakenkreuzen, SS-Ru-
nen oder nationalsozialistischen Parolen im 
öffentlichen Raum sind immer strafbar. Dabei 
können unterschiedliche Gesetze anwendbar 
sein: das Verbotsgesetz (→ Glossar, S. 65), 
das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs-
verfahrensgesetzen1 (EGVG (→ Glossar, S. 
65)), das Symbole-Gesetz (→ Glossar, S. 
65) und das Strafgesetzbuch.

Der*die Täter*in kann, unabhängig davon, 
ob er*sie mit Vorsatz gehandelt hat, bestraft 
werden: Das Strafausmaß kann je nach an-
wendbarem Gesetz Geldstrafen bis zu 2.180 
Euro (EGVG) oder Freiheitsstrafen bis zu 20 
Jahren (Verbotsgesetz) betragen.

Das Symbole-Gesetz verbietet auch be-
stimmte weitere Symbole (u. a. Graue Wölfe, 
Ustaša, „Islamischer Staat“). Hier kann die 
Geldstrafe bis zu 4.000 Euro (im Wiederho-
lungsfall bis 10.000 Euro) betragen.

Wann ist eine Beschmierung rechtlich eine 
Sachbeschädigung?

Jede Beschmierung kann darüber hinaus 
eine Sachbeschädigung sein. Eine Sachbe-
schädigung2 liegt vor, wenn eine „fremde“ 
Sache zerstört, beschädigt, verunstaltet oder 
unbrauchbar gemacht wird. Die Beschädi-
gung muss so intensiv sein, dass sie nur mit 
einem gewissen Aufwand entfernt werden 
kann.

	→ Achtung: Auch das eigenständige  
Übermalen oder Überkleben von 
(rassistischen) Beschmierungen kann 
Sachbeschädigung sein. Nur leicht ent-
fernbare Übermalungen/Überklebungen 
sind unbedenklich. 

Je nach Höhe des Schadens kann eine Frei-
heitsstrafe von bis zu sechs Monaten (alter-

nativ eine Geldstrafe) drohen. Bei schweren 
Sachbeschädigungen nach § 126 StGB, wenn 
etwa ein Grab oder ein denkmalgeschütztes 
Objekt verunstaltet wird, kann die Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahre betragen. Übersteigt 
der entstandene Schaden 300.000 Euro, 
droht eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren.

Bei explizit rassistischen oder verhetzenden 
(→ Glossar, S. 65) Botschaften kann dies 
als besonderer Erschwerungsgrund zu höhe-
ren Bestrafungen von Täter*innen führen.

Wie kann ich gegen (rassistische) 
Beschmierungen vorgehen?

Beschmierungen sind – wenn sie Sachbe-
schädigungen darstellen – sogenannte Of-
fizialdelikte. Das heißt, die Polizei muss sie 
selbst zur Anzeige bringen, wenn sie auf 
diese aufmerksam wird. Prinzipiell kann 
jede*r Beschmierungen bei der Polizei an-
zeigen oder mittels Sachverhaltsdarstellung 
(→ Glossar, S. 65) an die Staatsanwalt-
schaft (→ Glossar, S. 65) übermitteln. 
Selbst wenn die Täter*innen nicht mehr aus-
geforscht werden können, dient eine solche 
Anzeige zur statistischen Erfassung.

	→ Tipp: Bei einer Meldung bzw. Anzeige ist 
es wichtig, möglichst genaue Angaben 
zum Inhalt und Ort zu machen und im 
besten Fall ein Foto der Beschmierung 
mitzuschicken. 

Wie kann ZARA unterstützen?

Rassistische Beschmierungen können bei 
ZARA gemeldet werden. ZARA dokumen-
tiert und meldet diese bei der zuständigen 
Behörde. Gerade im öffentlichen Raum be-
wirkt ZARA in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Ansprechstellen sehr häufig die 
(rasche) Entfernung der Beschmierung.

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296&FassungVom=2016-08-06&Artikel=&Paragraf=125&Anlage=&Uebergangsrecht=
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Rassistische Vorfälle

Güter  
& Dienst- 
leistungen

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 
185 an ZARA gemeldeten Fällen im Lebens-
bereich Güter & Dienstleistungen (inklusive 
Wohnen). Es dokumentiert Vorfälle im Zu-
sammenhang mit dem Zugang zu und der 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
(beispielsweise in Lokalen, Geschäften und 
anderen Dienstleistungsunternehmen).

Wohnen & Nachbarschaft

13	  
 

Rassistische Gewalt 
durch Nachbarin

T. wird seit Jahren 
täglich von ihrer 

Nachbarin rassistisch 
beschimpft und mas-

siv belästigt. Dieses un-
erträgliche Verhalten hat 

sich mit der Pandemie noch 
verschlimmert. Die Nachbarin 

beschuldigt T., unrechtmäßig in 
Österreich zu sein, und hinterfragt, wie sie 

sich das Leben in Österreich überhaupt leis-
ten könne. Solche rassistischen Behauptun-
gen äußert die Nachbarin lautstark bei jeder 
Begegnung mit T., aber auch im Innenhof, im 
Stiegenhaus oder auf dem Balkon, sodass T. 
die Beschimpfungen hören kann. Die Nach-
barin hat außerdem andere Nachbar*innen 
gegen T. aufgehetzt, sodass T. auch von wei-
teren Menschen rassistisch beschimpft wird. 
Außerdem befürchtet T., dass die Nachbarin 
ihre Post durchgeht, da sie persönliche Daten 
von T. kennt und verbreitet. Eine Zeit lang 
hatte die Nachbarin sogar eine Videokame-
ra am Flur installiert und auf T.s Wohnung 

ausgerichtet. Diese jahrelange psychische Ge-
walt wirkt sich stark auf T.s Gesundheit aus. 
Ein Arzt empfiehlt ihr dringend einen Woh-
nungswechsel. Auch T. sieht das als Lösung, 
wenngleich es leider bedeutet, dass dadurch 
die Nachbarin ohne Konsequenzen davon-
kommt. Daher beantragt sie bei Wiener Woh-
nen (→ Glossar, S. 65) (mehrmals) einen 
Wohnungswechsel und berichtet über das 
rassistische Verhalten der Nachbarin. Ohne 
Erfolg: Stattdessen wird T. trotz ihrer star-
ken psychischen Betroffenheit ein begleitetes 
Treffen mit der Nachbarin vorgeschlagen. 
Weder fühlt sich T. zu einer derartigen Kon-
frontation in der Lage, noch ist die Nachbarin 
zu einem Treffen bereit. T. kontaktiert daher 
ZARA. Durch entlastende Gespräche und ei-
nen neuerlichen Antrag auf Wohnungswech-
sel unterstützt eine ZARA-Beraterin T. und 
hängt eine Stellungnahme von ZARA an, in 
der die rassistische Gewalt dargelegt wird. Im 
nächsten Schritt wird die ZARA-Beraterin T. 
zu einem Termin bei der Hausverwaltung be-
gleiten, um die Dringlichkeit des Wohnungs-
wechsels auszuführen.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  
Pen-alt Verfassen von Stellungnahme  EXCHANGE-ALT Austausch mit weiteren 
involvierten Institutionen  EDIT Dokumentation
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14	Anti-Schwarzer Rassismus 
durch Nachbar*innen

L. wird häufig von Nachbar*innen und de-
ren Kindern rassistisch angegriffen und be-
lästigt. Als einmal Kinder mit Bällen gegen 
die Wand ihrer Wohnung schießen und sie 
sie bittet, woanders zu spielen, beschimpfen 
die Kinder sie rassistisch und sagen, dass sie 
aufgrund ihrer Hautfarbe nicht mit ihnen 
sprechen dürfe. Andere Male werfen Kin-
der Erde auf ihr Fenster oder halten sich die 
Nase zu, wenn sie an ihr vorbeigehen. L. ist 
schockiert, dass bei diesen Vorfällen immer 
Erwachsene dabei sind, die aber statt ein-
zugreifen lachen oder zusätzlich auch noch 
selbst schimpfen. L. hat diese rassistischen 
Angriffe bereits bei Wohnpartner (→ Glos-
sar, S. 65) gemeldet. Die Nachbar*innen 
zeigen sich allerdings nicht gesprächsbereit. 
Daher ruft L. bei ZARA an und schildert 
die Situation. Ein ZARA-Berater führt Ge-
spräche mit ihr und der einzigen Nachbarin, 
die sich für L. einsetzt. Er kontaktiert zudem 
Wohnpartner und verfasst eine Stellung-
nahme zum rassistischen Gehalt der An-
griffe und den negativen Folgen für L. Die-
ses Schreiben nimmt L. zum Termin bei der 
kommunalen Hausverwaltung mit, wo sie 
auch den Wunsch nach einem Wohnungs-
wechsel äußert. Nach einer Weile berichtet 
L., dass der Wohnungswechsel dank des Ein-
satzes einer Mitarbeiterin der Vermittlungs-
stelle und ZARA genehmigt wurde, und  
bedankt sich.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungsgespräche  Pen-alt Verfassen eines Interven-
tionsschreibens  EXCHANGE-ALT Austausch/Abstimmung mit Partner*
innen, Anwält*innen, Behörden oder weiteren involvierten 
Personen  EDIT Dokumentation

15	Rassistische Anfeindungen 
und Einschüchterung

G., die eine kleine Tochter hat und hoch-
schwanger ist, wird immer wieder von 
Nachbar*innen rassistisch angefeindet. Eine 
Nachbarin erstattet zusätzlich regelmäßig 
grundlos Anzeigen gegen sie. Auch Jugend-
amt, Wohnpartner (→ Glossar, S. 65) und 
kommunale Hausverwaltung werden wie-
derholt eingeschaltet. Aus Angst, ihre Woh-
nung zu verlieren, meldet sich G. bei ZARA. 
Eine ZARA-Beraterin zeigt ihr Möglich-
keiten auf, gegen die rassistischen Anfein-
dungen vorzugehen. G. nimmt das Angebot 
der ZARA-Beraterin an, sie zu einem Tref-
fen bei der Hausverwaltung zu begleiten. 
Die Mitarbeiterin versichert G., dass sie we-
gen unbegründeten Beschwerden nicht ihre 
Wohnung verlieren wird, und bietet an, dass 
sie sich jederzeit bei ihr melden kann. Die 
ZARA-Beraterin empfiehlt ihr außerdem 
Stellen, an die sie sich für psychologische 
Unterstützung wenden kann.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungsgespräche  User-tie Begleitung zu Wohnpartner   
Arrow-circle-right Verweisung an psychosoziale Einrichtung   
info (Rechtliche) Beratung   EDIT Dokumentation

16	Ausnutzen rassistischer 
Stereotype

Eine Person meldet ZARA einen rassisti-
schen Vorfall bei einer Wohnungsbesichti-
gung: Der Vermieter zeigt zunächst einer 
Familie die Wohnung. Die nächsten Inte-
ressent*innen äußern sich abwertend und 
Rom*nja- und Sinti*zzefeindlich über diese 
Familie. Damit nutzen sie rassistische Ste-
reotype, um den Vermieter zu überzeugen, 
die Wohnung nicht an die Familie zu verge-
ben und um sich selbst einen Vorteil zu ver-
schaffen. ZARA dokumentiert den Vorfall. 
Weil die Meldung anonym war, sind keine 
weiteren Schritte möglich.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Rassistische Diskriminierung im Bereich Wohnen

Das Gleichbehandlungsgesetz (GlBG (→ 
Glossar, S. 65)) verbietet es, Personen z.  B. 
aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit 
beim Zugang zu Wohnraum sowie bei der 
Versorgung mit Wohnraum zu diskrimi-
nieren. Das bedeutet, dass es zum Beispiel 
bei der Vermietung von Wohnungen zu kei-
ner rassistischen Diskriminierung oder Be-
schimpfung kommen darf.

Es ist außerdem verboten, in Wohnungs-
inseraten zu diskriminieren – zum Beispiel 
durch Zusätze wie „nur für Inländer“ oder 
„Muttersprache Deutsch erforderlich“.

Wie kann ich gegen rassistische 
Diskriminierung am Wohnungsmarkt 
vorgehen? 

Wer beim Zugang zu Wohnraum rassistische 
Diskriminierung oder Belästigungen erlebt, 
hat mehrere Möglichkeiten:: 

Er*sie kann von der Gleichbehandlungs-
kommission (→ Glossar, S. 65) in einem 
Verfahren prüfen lassen, ob rechtlich eine 
Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Zugehörigkeit vorliegt. Dieses Verfahren ist 
kostenlos. Wenn eine Diskriminierung fest-
gestellt wird, ist diese Entscheidung jedoch 
nicht zwangsweise durchsetzbar.

Außerdem können Betroffene bei Verlet-
zungen des Gleichbehandlungsgesetzes auch 
eine Klage bei einem Zivilgericht einbringen. 
So kann etwa Schadenersatz eingeklagt wer-
den. Ein solches zivilgerichtliches Verfahren 

ist allerdings mit einem nicht unerheblichen 
Kostenrisiko verbunden.

Diskriminierende Wohnungsinserate können 
von Menschen, die an der Wohnung Interesse 
haben (oder von der Gleichbehandlungsan-
waltschaft (→ Glossar, S. 65)), bei der Be-
zirksverwaltungsbehörde angezeigt werden.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann in einem ersten Schritt klären, 
ob eine Verletzung des Gleichbehandlungs-
gesetzes wahrscheinlich ist. Gemeinsam 
kann überlegt werden, ob und welche au-
ßergerichtliche Schritte möglich und ge-
wünscht sind. ZARA kann hier zum Beispiel 
mit Interventionsschreiben (→ Glossar, S. 
65) unterstützen oder zu klärenden Ge-
sprächen begleiten. Wenn rechtliche Schrit-
te gewünscht sind, kann ZARA Kontakt zur 
Gleichbehandlungsanwaltschaft herstellen, 
damit diese Unterstützung im Verfahren 
vor der Gleichbehandlungskommission an-
bieten kann.

In Einzelfällen kann ZARA Diskrimi-
nierungsfälle an den Klagsverband zur 
Durchsetzung der Rechte von Diskriminie-
rungsopfern weiterleiten. Entscheidet der 
Klagsverband, den Fall zu übernehmen, ver-
tritt der Klagsverband die betroffene Person 
im Gerichtsverfahren und unterstützt sie 
bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche nach 
dem Gleichbehandlungsgesetz. Der Klags-
verband übernimmt im Verfahren dann auch 
das Kostenrisiko.

„In vielen Fällen von rassistischen Übergriffen durch Nachbar*innen, die bei ZARA gemeldet 
werden, bietet die Hausverwaltung lediglich ein Schlichtungsgespräch mit den Täter*innen an. 
Betroffene sind danach oft weiterhin untragbaren rassistischen Angriffen ausgesetzt. Wenn in 
seltenen Fällen ein Wohnungswechsel durchgesetzt werden kann, ist die betroffene Person 
diejenige, die – obwohl ihr Unrecht oder Gewalt angetan wurde – Kosten und Aufwand für 
einen Umzug tragen muss. Ein Wohnungswechsel der betroffenen Person kann daher nach 
Ansicht von ZARA nicht die grundsätzliche Reaktion auf rassistische Übergriffe sein.“

Elisa Ludwig, ZARA-Beraterin
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Handel, Gastro
nomie & sonstige 
Dienstleistungen

17	Rassistische Diskriminierung 
in Luxusgeschäft

Beim Betreten eines Luxusgeschäfts wird L. 
von einer Verkäuferin gefragt, ob sie Hilfe 
brauche. Sie zeigt der Verkäuferin ein Foto der 
Tasche, die sie kaufen möchte. Die Verkäuferin 
sagt, dass es diese Tasche nicht im Geschäft 
gebe. Daher fragt L. nach anderen Taschen, die 
sie laut Aussage der Verkäuferin aber ebenfalls 
weder haben noch für L. bestellen können. 
Die Verkäuferin meint außerdem, L. solle an 
einem anderen Tag kommen. Als sich L. im 
hinteren Verkaufsraum umsehen möchte, er-
laubt ihr eine zweite Verkäuferin, nur dann 
hineinzugehen, wenn sie sich meldet, wenn 
sie das Geschäft wieder verlässt. Da sieht L. 
einen Mann, der drei Taschen kauft – eine 
davon ist die Tasche, nach der sie gefragt hat. 
Darauf angesprochen, sagt die zweite Verkäu-
ferin, dass die Taschen von jemandem bestellt 
wurden. Immer wieder flüstern die Verkäu-
ferinnen miteinander – das Gesagte bezieht 
sich offensichtlich auf L. Als L. eine dritte 
Verkäuferin fragt, ob sie nicht auch etwas be-
stellen könne, verneint das diese. Schließlich 
fragt L., ob hier Chinesinnen nichts kaufen 
könnten, worauf die Verkäuferin mit einem 
klaren „Ja“ antwortet. Bestürzt von dieser 
diskriminierenden Haltung der Angestellten 
verlässt L. das Geschäft und wendet sich an 
ZARA. Nach einem entlastenden Gespräch 
und einer Beratung über mögliche (rechtliche) 
Maßnahmen verfasst eine ZARA-Beraterin 
in Absprache mit L. ein Interventionsschrei-
ben (→ Glossar, S. 65) an das Geschäft. Sie 
weist auf die gesetzliche Lage hin und schil-
dert den rassistischen Vorfall. Die Geschäfts-
führung antwortet mit einem sehr reflektier-
ten Schreiben und bittet um die Kontaktdaten 
von L., um eine Entschuldigung und etwaige 
Kompensationsangebote direkt an sie richten 
zu können. Als die ZARA-Beraterin nach ei-

niger Zeit bei L. nachfragt, wartet diese noch 
immer auf die Kontaktaufnahme durch die 
Geschäftsführung.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  info (Rechtliche) 
Beratung  Pen-alt Verfassen eines Interventionsschreibens   
EDIT Dokumentation

18	Rassistische Diskriminierung 
durch Security-Kräfte

Als P. ein Einkaufszentrum betreten möchte, 
hält ihn ein Security-Mitarbeiter ohne er-
kennbaren Grund auf. Er behauptet, P. habe 
Hausverbot, weil er vor zwei Jahren etwas 
gestohlen habe. P. erklärt, dass diese Anschul-
digung falsch ist, doch der Security-Mitarbei-
ter holt sich Unterstützung durch vier weitere 
Männer, die P. gewaltsam hinauswerfen. Um 
sich zu wehren, ruft P. die Polizei. Diese hilft 
ihm aber nicht – stattdessen kontrollieren die 
Beamt*innen seinen Ausweis, notieren seine 
Daten und fragen, warum er überhaupt hier 
sei und ob er eine schriftliche Bestätigung 
habe, dass er in das Einkaufszentrum hin-
eindarf. Die Beamt*innen sagen ihm, dass er 
keine Anzeige machen dürfe. P. versteht nicht, 
was das alles soll, und wendet sich an einen 
Rechtsanwalt. Dieser empfiehlt ihm, sich we-
gen der rassistischen Einlassverweigerung/
Zuschreibung auch bei ZARA zu melden. 
Nach einem entlastenden Gespräch vereinba-
ren P. und eine ZARA-Beraterin, dass sie ein 
Interventionsschreiben (→ Glossar, S. 65) 
an das Einkaufszentrum verfasst. Das Ein-
kaufszentrum antwortet auf das Schreiben 
und stimmt einem Schlichtungsgespräch zu.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche   Pen-alt Verfassen 
eines Interventionsschreibens  EDIT Dokumentation
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19	Rassistisch motivierte 
Verweigerung eines Verkaufs

F. und ihr Freund wollen über eine Online-
Plattform ein Fahrzeug kaufen und verein-
baren einen Besichtigungstermin. Als die 
beiden zum vereinbarten Termin kommen 
und der Verkäufer sieht, dass F. Schwarz ist, 
geht er wortlos in sein Büro und sperrt die 
Tür hinter sich zu. Er reagiert auch nicht, als 
die beiden nach einiger Zeit klopfen und ihn 
anrufen – und verweigert ihnen schließlich 
sowohl die Besichtigung als auch den Ver-
kauf. F. will sich das nicht gefallen lassen und 
wendet sich an ZARA. Ein ZARA-Berater 
schildert ihr die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und die Möglichkeiten, wie sie gegen 
diese rassistische Diskriminierung vorgehen 
kann. Nach kurzem Überlegen bittet sie den 
ZARA-Berater, ein Interventionsschreiben 
(→ Glossar, S. 65) an den Verkäufer zu ver-
fassen. In dem Schreiben wird der Verkäufer 
darüber informiert, dass eine rassistisch mo-
tivierte Verweigerung eines Verkaufs gegen 
das Gleichbehandlungsgesetz (→ Glossar, S. 
65) verstößt, und wird um Stellungnahme 
gebeten. Zu Redaktionsschluss ist die Ant-
wortfrist noch nicht verstrichen.

Was ZARA tut?
info (Rechtliche) Beratung  COMMENTS Stärkungsgespräch   Pen-alt Verfassen 
eines Interventionsschreibens  EDIT Dokumentation

20	 
Anti-Schwarz-rassistisches Logo

Mehrere Zeug*innen melden über diverse 
Kanäle das Logo eines Gasthauses. Dieses 
Logo wertet Schwarze Menschen ab, indem 
es rassistisch stereotype Bildsprache verwen-
det. E., eine der Melder*innen, hat im Lokal 
die rassistische Darstellung kritisiert, bekam 
aber lediglich die Antwort, dass sie „keine 
Rassist*innen“ seien. Die Melder*innen bit-
ten ZARA unabhängig voneinander um Do-
kumentation und Verfassen eines Interven-
tionsschreibens (→ Glossar, S. 65), in der 
Hoffnung, dass die Darstellung als diskri-
minierend erkannt und das Logo doch noch 
geändert wird. Ein ZARA-Berater verfasst 
ein solches Schreiben an die Betreiber*in-
nen des Gasthauses und informiert darin 
über den rassistischen Gehalt des Logos, die 
gesetzliche Lage sowie die zahlreichen Mel-
dungen, die ZARA dazu bekommen hat. Die 
Betreiber*innen reagieren schnell und sagen, 
dass sie sich innerhalb einer Woche zurück-
melden werden. Als nach mehreren Mona-
ten und Nachfragen keine Antwort kommt, 
zeigt ZARA die Betreiber*innen bei der zu-
ständigen Bezirksverwaltungsbehörde an. 
Bis Redaktionsschluss ist ZARA keine Ent-
scheidung bekannt.

Was ZARA tut?
Pen-alt Verfassen eines Interventionsschreibens   
EXCLAMATION-CIRCLE Anzeige bei Polizei  EDIT Dokumentation

DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistische Einlassverweigerung

1  Artikel III Abs 1 Z 3 EGVG

Rassistische Einlassverweigerung liegt vor, 
wenn einer Person aufgrund ihrer ethni-
schen Zugehörigkeit der Zugang zu einem 
Lokal oder einer Diskothek verweigert 
wird. Das ist gemäß Gleichbehandlungs-
gesetz (→ Glossar, S. 65) sowie Einfüh-
rungsgesetz zu den Verwaltungsverfah-
rensgesetzen (EGVG (→ Glossar, S. 65))1 
verboten. 

Wie kann ich gemäß 
Gleichbehandlungsgesetz gegen rassistische 
Einlassverweigerung vorgehen?

Betroffene können sich zur Feststellung die-
ser Diskriminierung an die Gleichbehand-
lungskommission (GBK (→ Glossar, S. 65)) 
wenden. Ein Verfahren vor der Gleichbe-
handlungskommission ist zwar kostenlos, 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20005871
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die Entscheidungen sind allerdings im Ge-
gensatz zu Entscheidungen eines Gerichts 
nicht mit Zwang durchsetzbar. 

Neben dieser Möglichkeit können Betroffe-
ne auch eine Klage beim zuständigen Zivil-
gericht einbringen. Hier besteht allerdings 
ein nicht unerhebliches Kostenrisiko. 

Personen, die sich gegen eine rassistische 
Einlassverweigerung wehren möchten, 
müssen die Diskriminierung „nur“ glaub-
haft machen (Beweislasterleichterung 
(→  Glossar, S. 65)). Wenn ihnen dies 
gelingt, muss das Lokal beweisen, dass es 
wahrscheinlicher war, dass zulässige Grün-
de (z. B. unpassende Kleidung, unange-
brachtes Verhalten) zur Eintrittsverweige-
rung geführt haben.

Wenn eine Einlassverweigerung aus rassisti-
schen Gründen festgestellt wird, haben Be-
troffene Anspruch auf Schadenersatz.

Wie kann ich gemäß Einführungsgesetz zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG) 
gegen rassistische Einlassverweigerung 
vorgehen?

Rassistische Einlassverweigerung kann nach 
dem EGVG nicht nur von Betroffenen selbst, 
sondern auch von Zeug*innen angezeigt 
werden (Offizialdelikt (→ Glossar, S. 65)). 
Polizist*innen, die einen solchen Vorfall 
wahrnehmen, müssen ihn anzeigen und an 
die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde 
(→ Glossar, S. 65) weiterleiten. 

Dieses Verfahren ist für die anzeigende Per-
son kostenlos. Der Nachteil ist, dass die an-
zeigende Person (oder ZARA) nicht über das 
Ergebnis des Verfahrens informiert wird 
(keine Parteistellung (→ Glossar, S. 65)). 

Ebenso sieht das EGVG keine Entschädi-
gung für die diskriminierte Person vor. 
Täter*innen können mit bis zu 1.090 Euro 
bestraft werden.

Wenn mehrfach gegen diese Bestimmung 
des EGVG verstoßen wird, muss die Gewer-
bebehörde den Betreiber*innen die Gewer-
beberechtigung entziehen. Fälle, in denen 
dies auch tatsächlich erfolgt ist, sind ZARA 
jedoch nach wie vor nicht bekannt.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann sich auf Wunsch zunächst mit 
einem Interventionsschreiben an das betref-
fende Lokal wenden und um eine Stellung-
nahme zum Vorfall ersuchen. In manchen 
Fällen, je nach Reaktion der jeweiligen Lo-
kalbetreiber*innen oder der involvierten 
Security-Firmen, kann es zu einer außerge-
richtlichen Lösung kommen (z. B. klärendes 
Gespräch oder Entschuldigung seitens des 
Lokals). ZARA kann in solchen Fällen zum 
Beispiel zu Gesprächen begleiten. 

Außerdem prüft ZARA, ob beim jeweiligen 
Vorfall ein Gesetz verletzt wurde. Wenn recht-
liche Schritte gewünscht sind, kann ZARA 
Kontakt zur Gleichbehandlungsanwaltschaft 
(→ Glossar, S. 65) herstellen, damit diese 
Unterstützung im Verfahren vor der Gleich-
behandlungskommission anbieten kann.

In Einzelfällen kann ZARA an den Klags-
verband zur Durchsetzung der Rechte von 
Diskriminierungsopfern weiterleiten. In 
einzelnen Diskriminierungsfällen ist eine 
Übernahme des Falles durch den Klags-
verband zur Durchsetzung der Rechte von 
Diskriminierungsopfern möglich. Dieser 
übernimmt dann die Vertretung vor Gericht 
sowie das Kostenrisiko.
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Staatliche 
Behörden & 
Institutionen

Rassistische Vorfälle

Dieses Kapitel umfasst eine Aus-
wahl aus den 112 an ZARA gemelde-
ten Fällen im Lebensbereich Staatliche 
Behörden & Institutionen. Unter sonstige Behörden 
sind alle Vorfälle gesammelt, die sich in Ämtern, Bildungseinrichtungen und  
anderen kommunalen Einrichtungen (ausgenommen Polizei) zugetragen haben.

21Rassistische Diskriminierung 
bei Fahrprüfung

Während einer praktischen Fahrprüfung be-
ginnen der Fahrlehrer und -prüfer ein Ge-
spräch über Religionen und den Islam. Der 
Prüfer wird immer ungehaltener und schimpft 
abfällig über türkische Menschen. Beide äu-
ßern sich (antimuslimisch) rassistisch und 
sexistisch über türkische Frauen. Immer wie-
der sagen die beiden in Richtung V., die Hijab 
trägt, dass sie das „nicht falsch verstehen“ sol-
le. V. reagiert nicht darauf. Der Prüfer achtet 
während der ganzen Fahrt nicht auf den Stra-
ßenverkehr oder ihr Fahrverhalten. Da er V. 
auch keine Anweisungen gibt, übernimmt das 
der Fahrlehrer. Am Ende der Fahrt sagt der 
Prüfer schließlich, dass sie die Prüfung nicht 
bestanden habe. Als V. nach dem Grund fragt, 
meint der Prüfer nur, sie habe eine Stopptafel 
übersehen. Auf V.s Nachfrage lenkt der Fahr-
lehrer ab und zählt andere Vorfälle auf, die er 
ebenfalls nicht näher beschreibt. V. versucht 
am nächsten Tag den Fahrlehrer zu erreichen, 
dieser lässt aber ausrichten, dass er nicht mit 
ihr sprechen möchte. Daher wendet sich V. an 
ZARA, um den Fall dokumentieren zu lassen 
und einen Weg zu finden, der Fahrschule das 
untragbare rassistische Verhalten zurückzu-

melden. Eine ZARA-Beraterin bereitet für 
V. ein Interventionsschreiben (→ Glossar, S. 
65) an die Fahrschule vor.

Was ZARA tut?
Pen-alt Verfassen eines Interventionsschreibens  COMMENTS Entlastungs- 
und/oder Stärkungsgespräche  EDIT Dokumentation

22		Rassistische Diskriminierung 	
	in der Schule

Der neunjährige B. erlebt laufend rassistische 
Diskriminierung seitens seiner Klassenleh-
rerin und seiner Direktorin. Einmal spielt B. 
während einer Freistunde mit Mitschüler*in-
nen im Turnsaal. Die Lehrerin ist mit der Si-
tuation überfordert und schreit B. an, worauf 
sich dieser auf der Toilette versteckt. Dort ruft 
er seine Oma an, die ihm rät, die Lehrerin zu 
filmen, weil ihm sonst niemand glauben wür-
de. B. tut das und filmt, wie die Lehrerin ihm 
gegenüber sehr aggressiv ist, ihn am Handge-
lenk zerrt und ihm eine Kratzwunde zufügt. 
Sie versucht ihm das Handy wegzunehmen 
und kündigt an, die Polizei zu rufen. Auch die 
Direktorin kommt dazu und äußert sich ab-
fällig darüber, dass B. „schon wieder“ in seiner 
Muttersprache spreche. Schließlich treffen 
vier Polizisten ein. Als B. ihnen seine Version 
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der Geschichte erzählen will, unterbricht ihn 
die Lehrerin mehrfach. Die Polizisten sagen 
B., dass er in eine Sonderschule kommen wür-
de und kein Fußballer werden könne, wenn er 
nicht brav sei. Nach dem Vorfall werden B.s 
Eltern von der Direktorin in die Schule be-
stellt, wo sie sehr aggressiv und entwürdigend 
behandelt werden. Außerdem versucht die Di-
rektorin zu erreichen, dass B. das Handyvideo 
löscht. Letztlich wird B. suspendiert und der 
Familie mit einer Meldung beim Jugendamt 
gedroht. Nun überlegt die Familie, B. von der 
Schule zu nehmen. Frau K., eine Bekannte der 
Familie, die bei dem Gespräch mit der Direk-
torin dabei war, wendet sich an ZARA. Eine 
ZARA-Beraterin berät sie und gibt ihr für die 
Familie Informationen zum Thema Schul-
wechsel mit.

Was ZARA tut?
info (Rechtliche) Beratung  COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungs-
gespräche  EDIT Dokumentation

23	Rassistisch motivierte 
behördliche Kontrolle

Drei Beamte der Finanzpolizei suchen S., Ge-
schäftsführer eines Kulturbetriebs, für eine 
behördliche Kontrolle auf. Einer der Beam-
ten erklärt, dass sie die Kontrolle durchfüh-
ren, weil im System viele Neuanmeldungen 
angezeigt wurden. S. erklärt, dass das mit 
Covid-19-bedingten Programmverschiebun-
gen zusammenhängt, und belegt das sowohl 
mit dem aktuellen Programm als auch den 
Verträgen für die neuen Mitarbeiter*innen. 
Er fragt, ob die Finanzpolizei nicht eher dort 
kontrollieren würde, wo Menschen nicht an-
gestellt werden. Die Beamten antworten, dass 
es auch viele Scheinfirmen gebe und S.’ Name 
üblicherweise ein Hinweis auf dubiose Ge-
schäfte oder Briefkastenfirmen sei. S. denkt 
zuerst, dass das ein Witz sei, aber die Beam-
ten erklären, dass das System der Kranken-
kasse Unregelmäßigkeiten an sie meldet. Alle 
drei sind sich einig, dass man sich schon an 
manche Namen „gewöhnt“ habe, aber dass 
S.’ Name „anders“ sei. Entsetzt über diese 
rassistische Herangehensweise macht S. den 
Vorfall öffentlich und wendet sich an ZARA. 
Er möchte, dass dieser Fall von institutionel-

lem Rassismus nicht untergeht, und wünscht 
sich, dass ZARA an der Sache dranbleibt und 
ein Interventionsschreiben an die Behörde 
vorbereitet. Über den Fall wird breit medial 
berichtet – inklusive Interviews mit S. und 
einer ZARA-Beraterin. In Diskussionsfo-
ren der Online-Medien greifen jedoch viele 
Menschen S. rassistisch an, weswegen ZARA 
S. auch durch Gegenrede in den Foren unter-
stützt. Zeitgleich feiert in S.’ Kulturbetrieb 
eine Produktion zum Thema institutioneller 
Rassismus Premiere.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche   
Pen-alt Verfassen eines Interventionsschreibens   
EYE Sensibilisierungsarbeit/Öffentlichkeitsarbeit   
EDIT Dokumentation

24Rassistische Diskriminierung 
beim Jugendamt

J. befindet sich in einem Scheidungsverfahren. 
Ihr (Ex-)Mann macht sie vor den zuständigen 
Behörden schlecht. Aufgrund dessen nimmt 
das Jugendamt J. den gemeinsamen Sohn ab. 
Die Begründung: Es bestehe die Gefahr, dass 
J. das Kind ins Ausland bringe. Seither lebt das 
Kind bei J.s (Ex-)Mann und sie darf es nicht 
sehen. Als sie zu einem Termin beim Jugend-
amt ihren Vater mitnimmt, äußert sich die zu-
ständige Sachbearbeiterin gegenüber beiden 
rassistisch. Sie fragt den Vater, der in der Tür-
kei geboren wurde, detailliert über seine Her-
kunft aus und hält schriftlich die rassistische 
Annahme fest, dass die Mutter aufgrund ihrer 
Sprache und Kultur eine Gefahr für das Kind 
darstelle. Weil sich J. diesen rassistisch mo-
tivierten Eingriff in ihr Leben nicht gefallen 
lassen möchte, wendet sie sich an ZARA und 
ersucht um Unterstützung. Eine ZARA-Bera-
terin dokumentiert den Vorfall und berät sie 
über ihre Möglichkeiten. J. möchte zunächst 
den laufenden Obsorgeprozess abwarten und 
dann gegen das rassistische und folgenreiche 
Verhalten der Mitarbeiterin beim Jugendamt 
vorgehen. Die ZARA-Beraterin bietet ihr wei-
tere Unterstützung an. 

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche   
info (Rechtliche) Beratung  Arrow-circle-right Weitervermittlung an 
Beratungseinrichtungen  EDIT Dokumentation
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistischer 
Diskriminierung im Bildungsbereich 

Schüler*innen sind rechtlich vor rassisti-
scher Diskriminierung und Belästigung 
durch das pädagogische Personal geschützt. 
Kommt es zu rassistischer Diskriminierung, 
stellt das einen Verstoß gegen das Gleichbe-
handlungsgesetz (→ Glossar, S. 65) oder 
die entsprechenden Landesgesetze (z. B. 
Wiener Antidiskriminierungsrecht (→ Glos-
sar, S. 65)) dar. 

Sich rechtlich gegen rassistische Diskri-
minierung im Bildungsbereich zu wehren 
ist komplex, da in diesem Bereich teilweise 
Bundes- und teilweise Landesgesetze gelten. 
Das Machtverhältnis zwischen Schule bzw. 
Lehrer*in und Schüler*in ist häufig ein wei-
terer Grund, der Betroffene davon abhält, 
rechtliche Schritte einzuleiten. 

Wie kann ich gegen Diskriminierung im 
Bildungsbereich vorgehen? 

Zunächst besteht die Möglichkeit, das Ge-
spräch mit der handelnden Person oder deren 
Vorgesetzten zu suchen. Ziel kann sein, eine 
Verhaltensänderung zu erreichen oder/und 
die Schule dazu zu bringen, rassistische Vor-
fälle anzusprechen und möglichst viele Men-
schen aus dem Schulalltag zu sensibilisieren.

Rechtlich kann man zum Beispiel nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (→ Glossar, S. 65) 
vorgehen: Um zu überprüfen, ob ein Verstoß 
vorliegt, kann ein Verfahren vor der Gleich-
behandlungskommission (GBK (→ Glossar, S. 
65)) eingeleitet werden. Durch dieses Ver-
fahren entsteht kein Kostenrisiko, allerdings 
sind die Entscheidungen nicht zwangsweise 
durchsetzbar.

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, eine Kla-
ge bei Gericht einzubringen. In diesem Ver-
fahren trägt der*die Kläger*in allerdings ein 
Kostenrisiko. Die Folge von einer solchen 
Klage kann eine Schadenersatzzahlung sein. 
Die oft gewünschte Verhaltensänderung 
kann über den Weg des Schadenersatzes 
allerdings nur sehr indirekt herbeigeführt 
werden.

Neben den Gleichbehandlungsgesetzen kön-
nen je nach Sachverhalt auch disziplinar-
rechtliche Konsequenzen (z. B. Verweise, 
Geldstrafen, Entlassungen) oder strafrecht-
liche Bestimmungen (z. B. Beleidigungen) 
anwendbar sein.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA bespricht mit Ihnen im Beratungsge-
spräch alle relevanten Aspekte und Möglich-
keiten, damit Sie selbst entscheiden können, 
welchen Weg Sie gehen möchten. So kann 
ZARA etwa die Schule kontaktieren, Sie zu 
Gesprächen begleiten oder ein Interventi-
onsschreiben (→ Glossar, S. 65) verfassen, 
um auf die Diskriminierung hinzuweisen 
und Verbesserung zu fordern. Unterstützend 
kann der Schule/Klasse ein ZARA Training 
empfohlen werden, etwa zum Thema Di-
versität oder Sensibilisierung: www.zara-
training.at

Entscheiden Sie sich dafür, rechtlich vor-
zugehen, kann ZARA im Verfahren vor der 
Gleichbehandlungskommission unterstüt-
zen und die Vertretung übernehmen.

http://www.zara-training.at
http://www.zara-training.at
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Rassistische Vorfälle

Politik & 
Medien 
Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 
84 an ZARA gemeldeten Fällen im Lebensbe-
reich Politik & Medien. Dieser Bereich schließt 
alle an ZARA gemeldeten rassistischen Vorfälle 
ein, die von Politiker*innen, von Parteien oder von klas-
sischen Medien (Print, Radio und Fernsehen) – on- und offline 
– ausgelöst oder verbreitet wurden.

25	Rassistische Stimmungsmache 
durch Politiker 

Ein Politiker stellt in einem Posting die The-
se auf, dass mehr als 50 Prozent der Covid-
19-Intensivbetten durch Migrant*innen 
besetzt seien. Auf Basis dieser nicht belegten 
Behauptung schürt er rassistische Vorurtei-
le und Neid, indem er meint, dass sich Mig-
rant*innen nicht an Sicherheitsmaßnahmen 
halten und trotzdem im nationalen Impfplan 
bevorzugt würden. Ein Zeuge meldet dieses 
Posting an ZARA. Ein ZARA-Berater doku-
mentiert die Aussagen und leistet Online-
Gegenrede (→ Glossar, S. 65), indem er die 
Behauptungen durch Links zu Artikeln mit 
Fakten-Checks widerlegt. Wegen des aufhet-
zenden Charakters meldet er das Posting an 
die NS-Meldestelle.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  EYE Sensibilisierungsarbeit   
EXCLAMATION-CIRCLE Meldung an die NS-Meldestelle

26	Rassistisches Ablenkungsmanöver 
nach Femizid

Als Mitte des Jahres ein weiterer Femizid  
(→ Glossar, S. 65) in Österreich bekannt 
wird, äußert sich ein Politiker öffentlich 
dazu und behauptet, dass das Thema hochge-
spielt werde. Er meint, es werde so getan, als 
ob es ein Problem österreichischer Männer 
wäre, und schürt Angst und Rassismus, in-
dem er das Problem auf „Zuwanderung“ zu-
rückführt. Eine Zeugin meldet die Aussagen 
bei ZARA. Eine ZARA-Beraterin dokumen-
tiert die Meldung. Außerdem macht ZARA 
im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit darauf 
aufmerksam, dass vergleichbare Aussagen 
rassistisch und gefährlich sind, weil durch 
die Verharmlosung und Ablenkung das wah-
re Problem – Gewalt gegen Frauen – nicht 
gelöst werden kann.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  EYE Öffentlichkeits- und  
Sensibilisierungsarbeit

„In unserer Arbeit sehen wir, dass Lehrkräfte von manchen Schüler*innen erwarten, 
einem bestimmten stereotypen Bild oder einem rassistischen Narrativ zu entspre-
chen. Diese Vorstellungen und Haltungen werden aus den Medien übernommen.“

Elena Nišević, Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen (IDB)
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27	Rassistische Verallgemeinerung 
in Interview

Im Rahmen einer Nachrichtensendung wird 
eine als Afghanistanexpert*in vorgestellte 
Person interviewt. Es geht um den Femizid (→ 
Glossar, S. 65) an einem 13-jährigen Mäd-
chen – zu diesem Zeitpunkt stehen mehrere 
afghanische Männer unter Mordverdacht. 
Im Interview weist die befragte Person auf 
die schwierige Lebensrealität von geflüchte-
ten Afghan*innen hin, tätigt aber auch dis-
kriminierende Aussagen: So meint sie etwa 
sehr generalisierend, dass Drogenabhängig-
keit und die „patriarchale afghanische Kultur“ 
Gründe für kriminelle Handlungen durch Af-
ghan*innen seien. Daraufhin meldet sich M., 
ein Vertreter eines afghanischen Sport- und 
Kulturvereins, bei ZARA. Mehrere Vereins-
mitglieder befürchten, dass dieses Interview 
bestehende Vorurteile in der Gesellschaft 
verstärkt und zu vermehrten rassistischen 
Übergriffen auf Afghan*innen führt. M. will 
etwas dagegen unternehmen und ersucht um 
rechtliche Information und Unterstützung. 
Da keine rechtlichen Schritte möglich sind, 
bietet eine ZARA-Beraterin an, Interven-
tionsschreiben an den Fernsehsender und die 
interviewte Person zu schicken. Im Schrei-
ben an den Fernsehsender weist sie auf des-
sen Bildungsauftrag und die Verantwortung 
gegenüber den Zusehenden hin. Der Sender 
antwortet in seiner Stellungnahme, dass zum 
Thema Gewalt an Frauen verschiedene Ex-
pert*innen zu Wort kommen. Auf die Kritik 
an den generalisierenden Aussagen gegenüber 
Afghan*innen reagiert er nicht. Der Sender 
sieht auch keine Notwendigkeit, sich von den 
Aussagen der interviewten Person zu distan-
zieren, da sie nicht rechtswidrig waren. Trotz 
dieser wenig einsichtigen Reaktion ist M. mit 
der Intervention zufrieden und empfindet 
diese als Unterstützung. Die ZARA-Berate-
rin weist M. abschließend darauf hin, dass 
sich die Vereinsmitglieder jederzeit an ZARA 
wenden können, sollten sie rassistische Über-
griffe beobachten oder selbst erleben.

Was ZARA tut?
COMMENTS Stärken, Entlasten  EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) 
Beratung  Pen-alt Verfassen von Interventionsschreiben

28	Rassistische Stimmungsmache 
gegen geflüchtete Menschen

Nach der Machtergreifung der Taliban in 
Afghanistan im August 2021 flüchten vie-
le Menschen aus dem Land. Ein Politiker 
nutzt das, um Rassismus gegen die flüchten-
den Menschen zu schüren. In einem Posting 
behauptet er, es würden nur Männer flie-
hen. Er untermauert das mit zwei Bildern. 
Eine Faktenchecker-Plattform recherchiert 
die Originalfotos und zeigt auf, dass diese 
manipulativ eingesetzt wurden: Eins der 
Bilder ist bereits drei Jahre alt und bildet 
eine völlig andere Situation ab. Das zwei-
te Bild wurde strategisch zugeschnitten, 
weil es sonst der rassistischen Aussage wi-
dersprechen würde. Ein Zeuge meldet das 
Posting an ZARA und bittet um Dokumen-
tation. Beispiele wie dieses fließen auch an-
onymisiert in ZARA Trainings zum Thema 
kritischer Medienkonsum ein. 

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  EYE Sensibilisierungsarbeit

29    		Generalverdächtigung 	  
	von Muslim*innen

Mitte des Jahres stellen die österreichische 
Integrationsministerin und Mitarbeiter*in-
nen der Dokumentationsstelle Politischer 
Islam die sogenannte „Islam-Landkarte“ 
vor. Die Karte soll einen Überblick über is-
lamische Vereine in Österreich geben und 
(bei der Pressekonferenz so bezeichnete) 
„gefährliche Entwicklungen“ aufdecken. 
Insgesamt erfasst die Karte 623 islamische 
und islamisch gelesene Organisationen und 
Moscheen. Auf der Karte selbst wird jedoch 
nicht ersichtlich, welche Einrichtungen 
dem „Politischen Islam“ (ein wissenschaft-
lich umstrittener Begriff) zugerechnet 
werden und welche als „positive Beispie-
le“ gewertet werden. Kurz darauf distan-
ziert sich die Universität Wien, an der der 
für die Karte verantwortliche Projektleiter 
unterrichtet, von der Karte. In den Tagen 
nach der Veröffentlichung werden ZARA 
mehrere antimuslimisch rassistische Vor-
fälle gemeldet. Die Landkarte hat also dazu 



55

beigetragen, ohnehin stark verbreitete ras-
sistische Ressentiments gegen muslimisch 
gelesene Personen zu verstärken. Die Mus-
limische Jugend Österreich (MJÖ) fordert 
in einem offenen Brief die Löschung der 
Karte und bringt eine Beschwerde bei der 
Datenschutzbehörde ein, da zahlreiche Ad-
ressen veröffentlicht werden. Der offene 
Brief wird von zahlreichen Organisatio-
nen, darunter auch ZARA, und prominen-

ten Unterstützer*innen unterzeichnet. Eine 
ZARA-Beraterin dokumentiert die gemel-
deten Vorfälle rund um die Islam-Karte 
und erstattet Anzeige bei der Staatsanwalt-
schaft. Die Karte ist trotz breiter Proteste 
weiterhin online abrufbar.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  EYE Öffentlichkeits- und Sensibilisierungs-
arbeit  EXCLAMATION-CIRCLE Anzeige an die Staatsanwaltschaft

DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistische Medienberichterstattung

1  www.presserat.at

Einseitige, rassistische Berichterstattung in 
Medien ist rechtlich häufig nicht oder nur 
schwer verfolgbar. Zeitungen dürfen selbst 
entscheiden, welche Meldungen und (er-
laubten) Meinungen sie publizieren. Eine 
Anzeige kann erfolgreich sein, wenn Rech-
te von anderen Personen verletzt wurden, 
z. B. bei übler Nachrede, Verhetzung (→ 
Die eigenen Rechte kennen – Am Beispiel 
Verhetzung, S. 38), Verletzung der Un-
schuldsvermutung oder Verletzungen des 
Verbotsgesetzes (→ Glossar, S. 65).

Darüber hinaus gibt es für Printmedien und 
deren Webseiten eine freiwillige Selbstkon-
trolle: den Ehrenkodex des Österreichi-
schen Presserats1 (→ Glossar, S. 65). Da-
rin sind gewisse Regeln für die Arbeit von 
Journalist*innen festgelegt. Medien, die 
bereit sind, diesen Ehrenkodex einzuhalten, 
verpflichten sich unter anderem dazu, zum 
Beispiel Pauschalverdächtigungen sowie 
diskriminierende und rassistische Bericht-
erstattung zu vermeiden.

Wie kann ich gegen rassistische 
Medienberichterstattung vorgehen? 

Jede*r kann rassistische Berichterstattung 
direkt bei dem*der Medieninhaber*in (also 
z. B. bei der Zeitung) melden und darauf 
hinweisen, dass rassistische Texte oder Aus-
sagen von Leser*innen abgelehnt werden.

Zusätzlich kann man eine Mitteilung oder 
eine Beschwerde beim Österreichischen 
Presserat einreichen. Unabhängig davon, 
ob das Medium anschließend die Entschei-
dung abdrucken muss, veröffentlicht der 
Österreichische Presserat ausgewählte Ent-
scheidungen auf seiner Website.

	→ Achtung: Der Presserat ist für reine 
Online-Medien, Radio oder Fernsehen 
nicht zuständig. 

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA-Berater*innen können Sie bei al-
len genannten Schritten unterstützen und 
rechtlich beraten. Wichtig: Übermitteln Sie 
bei der Meldung unbedingt relevante Links, 
Screenshots, den Namen des Printmediums 
sowie Informationen über Inhalt und Zeit-
punkt der Veröffentlichung.

http://www.presserat.at
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Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus 
den 104 an ZARA gemeldeten Fällen im 
Lebensbereich Arbeitswelt. Dieser Bereich 
beinhaltet Vorkommnisse, die mit Arbeit 
und Beschäftigungsverhältnissen zu tun 
haben (Arbeitsmarkt, -suche, -bedingungen, 
-klima, Stellenausschreibungen usw.).

Rassistische Vorfälle

Arbeitswelt

30	 Rassistische Diskriminierung  
 bei Bewerbung 

A. muss im Rahmen einer Ausbildung ver-
schiedene Praktika absolvieren. Bei einem Un-
ternehmen macht sie die Erfahrung, dass nur 
ihre weißen Kolleg*innen zum Bewerbungs-
gespräch eingeladen werden und sie und ein 
ebenfalls nicht-weißer Kollege nicht. Für die 
Absage wird ihr keine Begründung genannt. 
A. vermutet rassistische Diskriminierung und 
möchte dem auf den Grund gehen. Sie wendet 
sich per Chat an ZARA, weil sie diese Unge-
rechtigkeit nicht schweigend hinnehmen will. 
Gleichzeitig hat sie Sorge, sie könnte aufgrund 
von rassistischen Vorurteilen und in einem 
Umfeld, das nicht für Diskriminierungser-
fahrungen sensibilisiert ist, als Querulantin 
abgestempelt werden. In einem entlastenden 
Telefonat bespricht ein ZARA-Berater mit ihr 
die Situation und die (rechtlichen) Möglich-
keiten gegen rassistische Diskriminierung in 
Bewerbungsverfahren. Auf Basis dieses Ge-
sprächs entscheidet sie sich, nicht rechtlich 
vorzugehen und zunächst die Ausbildungslei-
tung zu informieren. Der ZARA-Berater geht 
mit ihr das geplante Gespräch durch, damit sie 
gestärkt, vorbereitet und zielgerichtet in die 
Situation gehen kann. A. bedankt sich dafür 
und sagt, dass sie sich melden wird, falls das 
Gespräch nicht gut läuft.

Was ZARA tut?
info (Rechtliche) Beratung  COMMENTS Entlastungs- und Stärkungs
gespräch  EDIT Dokumentation

31	 
 Rassistische Kündigungswellen

H. ist bei einer Leiharbeitsfirma ange-
stellt, die Personal an ein Unternehmen im 
Gesundheitswesen vermittelt. Die dortige 
Vorgesetzte hat bereits in einer Kündigungs-
welle ausschließlich nicht-österreichisch ge-
lesene Personen gekündigt. Nicht gekündigt 
wurde dagegen eine weiße Angestellte, die 
allgemein bevorzugt behandelt wird und die 
sich ihre Aufgaben im Gegensatz zu ihren 
Kolleg*innen nach Belieben aussuchen darf. 
Nun begründet die Vorgesetzte weitere Kün-
digungen damit, dass sie Personal reduzieren 
müsse. Daraufhin werden zwei nicht-öster-
reichisch gelesene Personen, darunter auch 
H., gekündigt. Kurz darauf werden die Posi-
tionen mit drei weißen Personen nachbesetzt. 
Weil H. etwas dagegen unternehmen möchte, 
meldet sie sich bei ZARA. Eine ZARA-Bera-
terin bereitet in Absprache mit ihr ein Inter-
ventionsschreiben (→ Glossar, S. 65) vor, 
um die Leiharbeitsfirma auf das rassistische 
Vorgehen aufmerksam zu machen und auf-
zufordern, Konsequenzen daraus zu ziehen.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  info (Rechtliche) 
Beratung  Pen-alt Verfassen von Interventionsschreiben   
EDIT Dokumentation
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32	 
 Rassistisch motivierte Kündigung

P. ist der einzige Schwarze Angestellte in 
seiner Firma. Immer wieder wird er von 
einem Kollegen, der bereits seit vielen Jah-
ren dort arbeitet, belästigt: Er spricht vor 
Kolleg*innen schlecht über P., verspottet ihn 
und macht Kommentare, die sich auf seine 
Herkunft beziehen. Als es P. zu viel wird, 
spricht er diese andauernde Diskriminie-
rung bei den Vorgesetzten an. Als es erneut 
zu einer rassistischen Beleidigung kommt, 
konfrontiert P. den Kollegen direkt und es 
kommt zu einem Streit. Die Geschäftsfüh-
rung greift in den Streit ein, schickt aber P. 
nach Hause. Später versucht P., mit der As-
sistentin der Geschäftsleitung zu sprechen, 
um den Diskriminierungsgehalt der Vorfälle 
zu erklären – in der Hoffnung, dass sie das 
besser versteht als ihr Vorgesetzter. Jedoch 
schickt die Geschäftsleitung P. erneut nach 
Hause und droht damit, die Polizei zu ru-
fen. Am nächsten Tag wird P. mitgeteilt, dass 
er gekündigt wird und auch nicht mehr zur 
Arbeit kommen soll. P. wendet sich an die 
Arbeiterkammer und an ZARA. Da ihn die 
Arbeiterkammer bereits an die Gleichbe-
handlungsanwaltschaft (→ Glossar, S. 65)
verwiesen hat, verfasst eine ZARA-Beraterin 
mit ihm ein Interventionsschreiben (→ Glos-
sar, S. 65) an die Geschäftsleitung, um den 
rassistischen Gehalt der Situation und die 
rechtliche Lage darzulegen.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  info (Rechtliche) 
Beratung  Pen-alt Verfassen von Interventionsschreiben   
EDIT Dokumentation

33	 Rassistische Diskriminierung  
 am Arbeitsplatz 

S. ist Köchin in einem Internat. Bezug-
nehmend auf ihre Hautfarbe und die ihr 
zugeschriebene Herkunft macht ein Arbeits-
kollege regelmäßig rassistische Äußerungen 
und Witze über Asiat*innen, teilweise auch 
vor Schüler*innen. Meistens schreitet nie-
mand ein. Auch Schüler*innen haben be-
reits begonnen, rassistische Bemerkungen zu 
machen. Einmal hat sie bereits ihrem Chef 
erzählt, dass sich ihr Kollege respektlos ver-
hält. Allerdings hat sie dabei nicht erwähnt, 
dass die Äußerungen auch eine rassistische 
Komponente haben. Darüber möchte S. zu-
nächst mit einem*r Expert*in sprechen, weil 
sie unsicher ist, ob es sich wirklich um Ras-
sismus handelt. Sie wendet sich an ZARA. 
Ihr ist wichtig, sich ihre Wahrnehmung be-
stätigen zu lassen, ernst genommen und ver-
standen zu werden. Eine ZARA-Beraterin 
führt ein stärkendes Gespräch mit S. und 
unterstützt und bestätigt sie darin, dass das, 
was ihr passiert, rassistisch ist und sie sich 
rassistische Äußerungen oder Witze auf kei-
nen Fall gefallen lassen muss. Die Beraterin 
weist sie außerdem auf verschiedene weitere 
Möglichkeiten hin – wie etwa ein Interven-
tionsschreiben (→ Glossar, S. 65) an den 
Kollegen oder eine Unterstützung durch die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft (→ Glossar, 
S. 65). P. möchte in einem ersten Schritt 
allerdings erneut das Gespräch mit dem Vor-
gesetzten suchen und sich dann bei Bedarf 
wieder melden.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  info (Rechtliche) 
Beratung  EDIT Dokumentation  Arrow-circle-right Weitervermittlung an 
Organisationen, Beratungseinrichtungen

„Für einen guten Arbeitsplatz braucht es eine gute (Aus-)Bildung. Rom*nja werden schon viel zu 
lange im Bildungssystem systematisch diskriminiert. Das Resultat ist ein wesentlich niedrigeres 
Bildungsniveau, das die Integration in den Arbeitsmarkt – nebst weiteren aus Rassismus ent-
standenen Problemstellungen wie prekäre Wohnsituation, aufenthaltsrechtliche 
Schwierigkeiten oder gesundheitliche Einschränkungen – erheblich erschwert. 
Projekte des Romano Centro wie Lernhilfe oder Roma-Schulmediation tragen 
wesentlich dazu bei, die Bildungssituation der Rom*nja zu verbessern.“

Danijela Cicvarić, Romano Centro
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistische Diskriminierung in  
der Arbeitswelt

1  Seit Anfang 2022 verweist ZARA in Diskriminierungsfällen, die in den Lebensbereich Arbeit fallen, auf-
grund von Ressourcenknappheit an andere zuständige Einrichtungen, wie zum Beispiel die Gleichbehand-
lungsanwaltschaft oder die Arbeiterkammer.

Wenn jemand im Zusammenhang mit einem 
Arbeitsverhältnis (z. B. bei einer Bewerbung, 
einer Beförderung, bei der Bezahlung oder 
der Kündigung) rassistisch diskriminiert 
oder rassistisch belästigt wird, verstößt das 
gegen das Gleichbehandlungsgesetz (→ Glos-
sar, S. 65).

Wie kann ich gegen rassistische 
Diskriminierung in der Arbeitswelt 
vorgehen?

Einerseits kann Beschwerde bei der Gleich-
behandlungskommission (→ Glossar, S. 
65) eingebracht werden. Das Verfahren ist 
kostenlos, aber die Gleichbehandlungskom-
mission kann im Gegensatz zu Gerichten 
nur Empfehlungen aussprechen, aber nie-
manden verpflichten.

Andererseits kann man eine zivilrechtliche 
Klage bei Gericht einbringen. Ein Gerichtsur-
teil ist immer rechtlich verbindlich und kann 
den*die (potenzielle*n) Arbeitgeber*in auch 
zu Schadenersatz verpflichten. Bei einer zivil-
rechtlichen Klage gibt es aber ein erhebliches 
Prozesskostenrisiko für den*die Kläger*in. 

Das Gesetz legt fest, dass die betroffene Per-
son die Diskriminierung „nur“ glaubhaft 
machen muss. Wenn diese Glaubhaftma-
chung gelingt, dann muss das Gericht / die 
Gleichbehandlungskommission eine Diskri-
minierung feststellen, wenn der*die (poten-
zielle) Arbeitgeber*in nicht beweisen kann, 

dass es wahrscheinlicher ist, dass ein ande-
rer, erlaubter Grund für das in Frage stehen-
de Vorgehen ausschlaggebend war.

Wie kann ZARA unterstützen?1

ZARA kann in Fällen von Diskriminie-
rungen in der Arbeitswelt gemeinsam mit 
Klient*innen versuchen, eine außergericht-
liche Einigung zu erzielen. Mit einem Inter-
ventionsschreiben (→ Glossar, S. 65) kann 
ZARA z. B. den*die Arbeitgeber*in darauf 
aufmerksam machen, dass eine Verletzung 
des Gleichbehandlungsgesetzes vorliegt und 
z. B. zu einer Entschuldigung auffordern. So 
können ein aufwendiges Verfahren und das 
Kostenrisiko vermieden werden. 

Wenn rechtliche Schritte gewünscht sind, 
kann ZARA Kontakt zur Gleichbehand-
lungsanwaltschaft (→ Glossar, S. 65) 
herstellen, damit diese Unterstützung im 
Verfahren vor der Gleichbehandlungskom-
mission anbieten kann.

In Einzelfällen kann ZARA außerdem an den 
Klagsverband zur Durchsetzung der Rechte 
von Diskriminierungsopfern weiterleiten. 
Entscheidet der Klagsverband, den Fall zu 
übernehmen, vertritt der Klagsverband die 
betroffene Person im Gerichtsverfahren und 
unterstützt sie bei der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche nach dem Gleichbehandlungsge-
setz. Der Klagsverband übernimmt im Ver-
fahren dann auch das Kostenrisiko.
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34 
 Rassistisch motivierte Festnahme

In einem Lokal nahe seiner Wohnung wird 
D. eines Abends plötzlich von zwei Poli-
zist*innen nach seinem Ausweis gefragt. D. 
und die anderen Gäste sind davon sichtlich 
überrascht. Da D. seinen Ausweis nicht dabei 
hat, entschuldigt er sich und bietet an, ihn in 
Begleitung der zwei Beamt*innen zu holen. 
Doch die Beamt*innen verweigern ihm das 
und wollen, dass er mit ihnen mitkommt. D. 
fragt mehrmals nach dem Grund dafür, be-
kommt aber keine Antwort. Auch die anderen 
Gäste betonen immer wieder, dass er nichts 
verbrochen habe. Inzwischen haben die Poli-
zist*innen Verstärkung geholt. Sie legen ihm 
ohne Erklärung Handschellen an und beför-
dern ihn, vorbei an perplexen Gästen, grob 
aus dem Lokal. D. erleidet dabei Prellungen 
und Schürfwunden, die er später auch ärzt-
lich befunden lässt. Er muss die Nacht im Po-
lizeianhaltezentrum verbringen, seine Ehe-
frau wird nicht verständigt. Erst in der Früh 
nimmt ein Polizist seine Daten auf. Als D. ihn 
fragt, warum er festgehalten wurde, antwor-
tet dieser nur, dass D. „ein Problem mit Kol-
legen“ gehabt habe. Schließlich wird er nach 
Hause gebracht, wo er seine Papiere herzeigt. 
Die Beamt*innen kündigen an, dass er eine 
Strafe bekommen werde. Bevor sie gehen, be-

merkt einer der Beamt*innen, dass D.s Ehe-
frau einen Doktortitel hat, und wird sichtlich 
nervös. Als D. in der folgenden Woche Akten-
einsicht verlangt, wird ihm gesagt, dass die 
Amtshandlung nicht im System vermerkt sei. 
D.s Rechtsberaterin findet außerdem heraus, 
dass ihm eine nicht existente Dienstnummer 
gegeben wurde. Daraufhin wendet sich D.s 
Ehefrau an ZARA. In Absprache mit D. reicht 
eine ZARA-Beraterin eine Richtlinienbe-
schwerde (→ Glossar, S. 65) bei der Polizei 
und eine Maßnahmenbeschwerde (→ Glos-
sar, S. 65) beim Landesverwaltungsgericht 
ein. Die Polizei behauptet jedoch, dass sich D. 
aggressiv verhalten habe, und stellt ihm zwei 
Strafmandate aus. D. möchte sich diese un-
gerechtfertigten Strafen nicht gefallen lassen, 
weswegen eine ZARA-Beraterin zwei Ein-
sprüche verfasst.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche   
info (Rechtliche) Beratung  Pen-alt Verfassen von Beschwerden,  
Einsprüchen  Folder-open Akteneinsicht   EDIT Dokumentation

35	 
Ethnic Profiling

R. begleitet eine Freundin zum Zug. Als sie 
den Bahnhof wieder verlässt, wird sie von 
fünf Polizist*innen aufgehalten und ange-
schrien. R. erschrickt und entschuldigt sich 

Rassistische Vorfälle

Polizei
Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl 
aus den 102 an ZARA gemeldeten 
Fällen im Lebensbereich Polizei. Dieser 
Bereich beinhaltet alle Meldungen, die 
mit der Sicherheitsverwaltung und den 
Organen der öffentlichen Sicherheit in 
Verbindung stehen.
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reflexartig. Die Beamt*innen kesseln sie an 
der Wand ein, sagen ihr aber nicht, warum sie 
festgehalten wird. Ein Beamter stößt sie mit 
dem Gesicht an die Wand. Schockiert spricht 
sie das an, aber der Beamte widerspricht. Als 
ein Beamter ihre Sachen durchsucht, fin-
det er Beruhigungsmittel, die sie gegen ihre 
Angststörung nimmt. Obwohl sie erklärt, 
dass das Medikamente sind, verdächtigen 
die Polizist*innen sie, Drogen zu nehmen. 
Das Verhalten der Beamt*innen schüchtert 
R. massiv ein. Als sie später Freund*innen, 
die, wie R. selbst, Schwarz sind, von dem 
Vorfall erzählt, meinen diese, dass ihnen das 
ständig passiere. Später erhält R. eine Strafe 
wegen „Erregung öffentlichen Ärgernisses“. 
Schockiert, dass sie dafür bestraft wird, dass 
sie ohne ersichtlichen Grund festgehalten 
und eingeschüchtert wurde, wendet sich R. 
an ZARA. Eine ZARA-Beraterin unterstützt 
sie und berät sie rechtlich. In Absprache mit 
R. verfasst die Beraterin einen Einspruch ge-
gen die Strafe. Seit dem Vorfall kontrolliert 
die Polizei regelmäßig das Geschäft, in dem 
R. arbeitet. Einmal droht ihr ein Polizist, 
er würde sie anzeigen, weil er sie ohne den 
vorgeschriebenen Mund-Nasen-Schutz im 
Geschäft gesehen habe. Als sie sagt, sie habe 
die Maske kurz abgelegt, um einen Schluck 
Wasser zu trinken, meint der Beamte nur, sie 
solle doch Einspruch erheben.

Was ZARA tut?
COMMENTS Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche  info (Recht-
liche) Beratung  Pen-alt Verfassen von Beschwerden, Einsprü-
chen  EDIT Dokumentation

36	 Rassistische Behandlung    
 bei Kontrolle

N. und seine Freund*innen werden von der 
Polizei angehalten und aufgrund Nichtein-
haltung der Covid-19-Schutzmaßnahmen 
angezeigt. N., der einen türkischen Namen 
hat, und eine Freundin, die einen serbischen 
Namen hat, werden aufgefordert, sofort 90 
Euro zu zahlen. Als N. mitteilt, dass er kein 
Geld dabei hat, kündigt ihm ein Beamter eine 
schriftliche Anzeige an, die deutlich teurer 
ausfallen werde. Da N. den Eindruck hat, dass 
er und die zweite Person aufgrund ihres Na-

mens und Aussehens anders behandelt wur-
den als der Rest der Gruppe, wendet er sich 
an ZARA. Eine ZARA-Beraterin erklärt ihm 
seine rechtlichen Möglichkeiten. N. entschei-
det sich gegen eine Richtlinienbeschwerde (→ 
Glossar, S. 65), weil er nicht glaubt, dass 
diese etwas bringt. Da er aber gegen die hohe 
Strafe vorgehen möchte, bereitet eine ZARA-
Beraterin einen Einspruch vor.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) Beratung  COMMENTS Entlastungs-
gespräch  Pen-alt Verfassen von Einspruch

37 
	Rassistisch motivierte Gewalt

Nach einem Schaffnerwechsel werden im 
Zug die Fahrgäste erneut kontrolliert. F. zeigt 
ihm ihren Fahrschein und ihr Ticket für die 
städtische Kernzone. Der Schaffner igno-
riert den Fahrschein und verlangt F.s Perso-
nalausweis. Obwohl F. mehrmals auf ihren 
Fahrschein hinweist, kündigt er an, die Poli-
zei zu rufen. Er behauptet außerdem fälsch-
licherweise, dass F. gegen die Maskenpflicht 
verstoßen habe. Obwohl eine Zeugin wider-
spricht, wird F. beim nächsten Halt von meh-
reren Polizist*innen aus dem Zug geholt und 
außer Sichtweite von Zeug*innen gebracht. 
Die Polizist*innen verhalten sich aggressiv 
und stoßen F. brutal. Aus Angst greift F. zu 
ihrem Handy, um die Situation zu filmen. 
Daraufhin stoppen die Polizist*innen die Ge-
walt und verlangen ihren Ausweis, obwohl 
sie den schon kontrolliert haben. Als F. zu fil-
men aufhört, droht ihr ein Polizist mit einer 
Anzeige. Nach dem Grund gefragt, meint er, 
dass es dafür keinen Grund brauche, und be-
schimpft sie rassistisch. Nach einigen Tagen 
erhält F. per Post tatsächlich eine Anzeige 
wegen aggressiven Verhaltens. F. wendet sich 
daraufhin an ZARA. Eine ZARA-Beraterin 
gibt ihr rechtliche Informationen und hilft 
ihr bei einem Einspruch gegen die Anzeige. 
F. möchte keine Richtlinienbeschwerde (→ 
Glossar, S. 65) einreichen.

Was ZARA tut?
EDIT Dokumentation  info (Rechtliche) Beratung  COMMENTS Entlastungs- 
und Stärkungsgespräch  Pen-alt Verfassen von Einspruch
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN – Am Beispiel rassistische Diskriminierung  
durch die Polizei

1  § 35 Sicherheitspolizeigesetz (SPG) (→ Glossar, S. 65), § 118 Strafprozessordnung (StPO), 
Fremdenpolizeigesetz (FPG)

Wenn Polizeibeamt*innen bei ihrer Arbeit 
jemanden rassistisch diskriminieren, gibt 
es in einigen Situationen Möglichkeiten, 
dagegen vorzugehen. Einerseits gibt es in 
der Richtlinien-Verordnung (→ Glossar, S. 
65) gewisse Verhaltensvorschriften für 
Polizist*innen. Zum Beispiel müssen Polizei-
beamt*innen alles unterlassen, das den Ein-
druck von Voreingenommenheit erwecken 
könnte oder u. a. als Diskriminierung auf-
grund der ethnischen Herkunft empfunden 
werden kann. Laut Richtlinien-Verordnung 
müssen Beamt*innen außerdem Personen, 
die von der Amtshandlung betroffenen sind, 
auf Nachfrage den Grund des Einschreitens 
und ihre Dienstnummer bekannt geben.

Andererseits regeln verschiedene Gesetze1, 
wann Polizist*innen Identitätsfeststellungen 
durchführen dürfen. Nur wenn es eine gesetz-
liche Grundlage gibt, darf die Polizei Identi-
tätsfeststellungen machen. Allein aufgrund der 
Hautfarbe bzw. der ethnischen Zugehörigkeit 
kontrolliert zu werden, ist unzulässig (Ethnic 
Profiling (→ Glossar, S. 65)).

Wie kann ich gegen rassistische 
Polizeigewalt vorgehen?

Wenn zum Beispiel eine Personenkontrol-
le wegen Ethnic Profiling erfolgt, können 
Betroffene innerhalb von sechs Wochen 
eine Maßnahmenbeschwerde beim Landes-
verwaltungsgericht oder eine Richtlinien-
Beschwerde bei der zuständigen Landespoli-
zeidirektion einbringen.

Wird eine Maßnahmenbeschwerde einge-
bracht, entscheiden unabhängige Richter*in-
nen, ob das Einschreiten der Polizist*innen 
rechtswidrig war. In diesen Verfahren gibt 
es keinen Anspruch auf Schadenersatz. Zu-
dem gibt es ein Kostenrisiko für den*die Be-
schwerdeführer*in. Als Folge von so einem 

Verfahren kann ein Disziplinarverfahren 
gegen den*die handelnde*n Polizeibeamt*in 
eingeleitet werden, allerdings haben Betrof-
fene darauf keinen Einfluss und erhalten 
auch keine Informationen dazu.

Wird eine Richtlinien-Beschwerde einge-
bracht, werden die Vorwürfe geprüft und 
dem*r Beschwerdeführer*in muss schrift-
lich mitgeteilt werden, ob ein Verstoß gegen 
die Verordnung vorliegt. Die Landespoli-
zeidirektion kann auch eine Aussprache 
zwischen Vertreter*innen der Dienststelle, 
den betroffenen Beamt*innen und dem*der 
Beschwerdeführer*in ermöglichen. Die-
ses Gespräch nennt man Klaglosstellungs-
gespräch (→ Glossar, S. 65). Ist die 
betroffene Person mit dem Ausgang dieses 
Gesprächs zufrieden, dann ist das Verfah-
ren damit beendet. Bis dahin gibt es kein 
Kostenrisiko. Ist die betroffene Person aber 
mit dem Gespräch nicht zufrieden, läuft das 
Verfahren schriftlich weiter. Wenn der*die 
Beschwerdeführer*in auch mit dem schrift-
lichen Ergebnis nicht zufrieden ist, kann 
er*sie eine Prüfung durch das Landesver-
waltungsgericht verlangen. In diesem Fall 
besteht wiederum ein Kostenrisiko, weswe-
gen Betroffene oft keine gerichtliche Prü-
fung beantragen. 

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann sowohl bei Maßnahmenbe-
schwerden als auch bei Richtlinien-Be-
schwerden unterstützen und Sie im Verfahren 
begleiten. In manchen Fällen kann ZARA das 
Kostenrisiko über einen spezifisch dafür ein-
gerichteten Rechtshilfefonds übernehmen.

Hier geht’s zu den ZARA-Broschüren: Zum 
Umgang mit der Polizei für Betroffene und 
Zeug*innen:

Zu den Broschüren

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005792
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002326
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004241
https://zara.or.at/de/wissen/publikationen/zara/Know_Your_Rights-Brosch%C3%BCren
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Es gibt neben ZARA viele andere Stel-
len, die Sie unterstützen können. Die 
meisten sind in Wien ansässig und ös-
terreichweit tätig1:

Afro Rainbow Austria (ARA)

Anlaufstelle von und für LGBTQI+-
Migrant*innen aus afrikanischen Ländern in 
Österreich. 
E-Mail: office@afrorainbow.at 
Website: afrorainbow.at

Antisemitismus-Meldestelle der Israeli-
tischen Kultusgemeinde Wien

Dokumentiert und berät Betroffene und 
Zeug*innen bei antisemitischen Vorfällen. 
E-Mail: meldung@ikg-wien.at 
Tel.: +43 1 531 04-777 
Website: www.antisemitismus-meldestelle.at

Dokustelle Islamfeindlichkeit & antimus-
limischer Rassismus

Dokumentations- und Beratungsstelle für 
Personen, die Islamfeindlichkeit und anti-
muslimischen Rassismus erfahren. 
E-Mail: office@dokustelle.at 
Tel.: +43 676 40 40 005 
Webiste: dokustelle.at

Gleichbehandlungsanwaltschaft (GAW)

Beratung und Unterstützung in Diskriminie-
rungssituationen. 
E-Mail: gaw@bka.gv.at  
Tel.: 0800 206 119 
Website:  
www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at

1  kein Anspruch auf Vollständigkeit

helping hands

Unterstützt bei (fremden-)rechtlichen, 
integrativen und Rassismus betreffenden 
Problemen durch konkrete und individuelle 
Lösungsangebote. 
E-Mail: info@helpinghands.at  
Tel.: +43 1 310 88 80 10 
Website: www.helpinghands.at

Initiative für ein diskriminierungsfreies 
Bildungswesen (IDB)

Dokumentiert Diskriminierungserfahrungen 
im Bildungsbereich (anonym). 
E-Mail: office@diskriminierungsfrei.at 
Website: diskriminierungsfrei.at

Romano Centro

Setzt sich gegen Diskriminierung von 
Rom*nja und Sinti*zze ein und bietet Lebens- 
und Sozialberatung speziell für Frauen an. 
E-Mail: office@romano-centro.org 
Tel.: +43 1 749 63 36 15  
oder +43 699 18 200 555 
Website: www.romano-centro.org

Undok – Anlaufstelle zur gewerkschaft-
lichen Unterstützung undokumentiert 
Arbeitender

Stellt Arbeitnehmer*innen ohne bzw. mit un-
sicherem Aufenthalt oder eingeschränktem 
Zugang zum Arbeitsmarkt Informationen 
über ihre Rechte zur Verfügung und bietet 
Beratung und Unterstützung bei der Durch-
setzung arbeits- und sozialrechtlicher An-
sprüche. 
E‑Mail: office@undok.at  
Tel.: +43 1 534 44-39040 
Website: https://undok.at/

Anlaufstellen für 
Betroffene von Rassismus

Zusätzlich zu diesen Anlaufstellen gibt es weitere Antidiskriminierungsstellen in den Bundes-
ländern. ZARA stellt bei Bedarf gerne den Kontakt zu diesen her.

mailto:office@afrorainbow.at
http://afrorainbow.at
mailto:meldung@ikg-wien.at
http://www.antisemitismus-meldestelle.at
mailto:office@dokustelle.at
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mailto:gaw@bka.gv.at 
http://www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at
mailto:info@helpinghands.at
http://www.helpinghands.at
mailto:office@diskriminierungsfrei.at
http://diskriminierungsfrei.at
mailto:office@romano-centro.org
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https://undok.at/


65

Antirassismus-Richtlinie (2000/43/EG)
Diese EU-Richtlinie soll Schutz vor Diskri-
minierung aufgrund der „Rasse“ oder der 
ethnischen Herkunft innerhalb der EU ge-
währleisten. Anmerkung: Obwohl die Bestim-
mung darauf abzielt, Rassismus zu bekämpfen, 
beinhaltet die Richtlinie den problematischen Be-
griff „Rasse“, welcher suggeriert, dass es mensch-
liche „Rassen“ gibt. Das Konzept der „Rasse“ ist 
jedoch ein Resultat rassistischen und kolonialisti-
schen Gedankenguts. Es gibt keine biologische Be-
gründung für diesen Begriff – er ist insbesondere 
im deutschen Sprachraum mit äußerster Sensibi-
lität zu verwenden. ZARA fordert schon lange, 
diesen Begriff aus Gesetzestexten zu streichen.

Belästigung
Eine Belästigung stellt eine Form der Dis-
kriminierung nach dem Gleichbehand-
lungsgesetz (siehe unten) dar. Sie liegt vor, 
wenn eine Person aufgrund spezieller (vor-
handener oder zugeschriebener) Merkma-
le wie z. B. Herkunft, Religion oder Ge-
schlecht in ihrer Würde verletzt wird und 
für die betroffene Person ein belastendes (z. 
B. einschüchterndes oder feindseliges) Um-
feld geschaffen wird.

Beleidigung
siehe → Einfache Beleidigung oder → Quali-
fizierte Beleidigung

Beweislasterleichterung 
Beweise und Glaubwürdigkeit sind wich-
tige Elemente in der Klärung des Sach-
verhalts vor Gericht. Häufig ist der*die 
Beschwerdeführer*in in einer schwächeren 
Position gegenüber der beklagten Partei. 
Das Gleichbehandlungsrecht geht auf die-
ses ungleiche Machtverhältnis ein, indem 

es die Beweislasterleichterung festschreibt. 
Das bedeutet: Wenn der*die Beschwerde-
führer*in einen Fall von Diskriminierung 
glaubhaft vorbringen kann, dann ist von 
dieser Aussage auszugehen. Von den Aus-
führungen der beklagten Partei (in dem Fall 
z. B. die mutmaßlich diskriminierende Per-
son) ist nur dann auszugehen, wenn die Per-
son beweisen kann, „dass es bei Abwägung 
aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass 
ein anderes von der oder dem Beklagten 
glaubhaft gemachtes Motiv für die unter-
schiedliche Behandlung ausschlaggebend 
war“. Eine Glaubhaftmachung ist einfacher 
zu erreichen als ein Beweis.

Bezirksverwaltungsbehörden (BVB)
Zu den BVB zählen die Bezirkshaupt-
mannschaften und Magistrate (in Städten 
mit eigenem Statut, in Wien sind dies die 
Magistratischen Bezirksämter). Manche 
BVB-Agenden im Bereich der Sicherheits-
verwaltung werden auch von den Lan-
despolizeidirektionen übernommen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörden sind generell 
für die Ahndung von Verwaltungsübertre-
tungen in erster Instanz zuständig.

Cyber-Mobbing (§ 107c StGB)
Cyber-Mobbing ist das bewusste öffentliche 
Beleidigen, Bloßstellen oder Belästigen mit 
elektronischen Kommunikationsmitteln 
(z. B. Handy, Internet), wodurch die Lebens-
führung des*der Betroffenen unzumutbar 
beeinträchtigt wird. Auch die einmalige 
Veröffentlichung von z. B. Nacktfotos einer 
anderen Person kann unter den Straftatbe-
stand fallen. Ein Beitrag muss aber für einen 
längeren Zeitraum abrufbar sein, um verbo-
ten zu sein.

Cyber-Stalking (§ 107a StGB)
Cyber-Stalking beschreibt die Nutzung von 
digitalen Kommunikationstechnologien (z. B. 
Messengerdienste, E-Mails), um andere Per-

Glossar
In alphabetischer Reihenfolge

Das Glossar gibt es auch in Leichter Sprache  
(Übersetzung: capito Wien)

Zum Glossar

https://zara.or.at/de/wissen/aktuelles/n/news/KIR8yAFM8/Glossar_Leicht_Lesen
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sonen zu verfolgen oder zu belästigen. Cyber-
Stalking kann zum Beispiel vorliegen, wenn 
eine Person jemanden immer wieder per In-
ternet ungefragt kontaktiert. Solche Handlun-
gen fallen unter Cyber-Stalking, wenn sie über 
eine längere Zeit hindurch fortgesetzt stattfin-
den und die Lebensführung der betroffenen 
Person unzumutbar beeinträchtigen. 

Daueraufenthaltsrichtlinie (2003/109/EG)
Eine EU-Richtlinie, welche die Gleichbe-
handlung von daueraufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen beim Zugang zu so-
genannten „Kernleistungen“ (z. B. Sozialhil-
feleistungen) innerhalb der EU regelt. 

Gefährliche Drohung (§ 107c StGB)
Eine gefährliche Drohung ist eine Straftat, 
die dann vorliegt, wenn eine Person eine 
andere Person gefährlich bedroht, um sie in 
Furcht und Unruhe zu versetzen.

Einfache Beleidigung (§ 115 Abs 1 StGB)
Eine einfache Beleidigung ist eine Straftat, 
die dann vorliegt, wenn eine Person vor min-
destens drei weiteren Personen (zusätzlich 
zur*m Täter*in und der betroffenen Person) 
beschimpft, verspottet, am Körper misshan-
delt oder mit einer körperlichen Misshand-
lung bedroht wird.

Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen (EGVG)
Das EGVG beinhaltet einen Verwaltungs-
straftatbestand (Artikel III EGVG 2008), mit 
dem u. a. rassistische Diskriminierungen 
beim Zugang zu Orten oder Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen, die für den all-
gemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt 
sind, verboten werden. Derartige Handlun-
gen können bei der Bezirkshauptmannschaft 
bzw. beim Magistrat angezeigt werden.

Ethnic Profiling
Ethnic Profiling (auch Racial Profiling) 
bedeutet, dass die Entscheidung, ob und/
oder in welcher Weise eine Amtshandlung 
von Polizist*innen durchgeführt wird, auf 
Eigenschaften wie Hautfarbe, Sprache, ver-
muteter oder tatsächlicher ethnischer Zuge-

hörigkeit, Religion oder Staatsbürgerschaft 
beruht. Darunter fällt zum Beispiel die ge-
zielte Kontrolle von Schwarzen Menschen 
oder People of Colour ohne konkrete Ver-
dachtslage.

Ethnische Zugehörigkeit/Herkunft 
Ethnische Zugehörigkeit bzw. Herkunft be-
zeichnet eine kollektive kulturelle Identi-
tät, welche sich Personen selber zuschreiben 
oder welche ihnen von anderen Personen zu-
geschrieben wird.

Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof ist das obers-
te rechtsprechende Organ der Europäi-
schen Union und soll sicherstellen, dass 
die EU-Länder und -Institutionen das EU-
Recht einhalten.

Femizid
Ein Femizid ist die Tötung einer Frau oder 
eines Mädchens aufgrund ihres Geschlechts.

Gegenrede
Gegenrede (auch „Counterspeech“) bezeich-
net eine Reihe von Strategien, um Hass im 
Netz aktiv entgegenzutreten. Das kann etwa 
bedeuten, mit Fakten, Humor oder einer 
Frage auf ein Hassposting zu reagieren, um 
dadurch die Situation zu beruhigen, die eige-
ne Position klarzustellen oder zu Solidarität 
aufzurufen. Zivilcouragiert Gegenrede zu 
leisten macht einen großen Unterschied für 
Betroffene von Hass im Netz und kann auch 
„stille Mitlesende“ dazu motivieren, aktiv zu 
werden. 
→ ZARAs Gegenrede-Tool: 
www.schnellerkonter.at 

Gleichbehandlungsanwaltschaft (GAW)
Die Mitarbeiter*innen der GAW beraten, un-
terstützen und informieren vertraulich und 
kostenfrei. Die GAW verfügt über ein Büro 
in Wien und in vier weiteren Landeshaupt-
städten. Ihr Aufgabenbereich umfasst Dis-
kriminierungen aufgrund des Geschlechts, 
der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion 
und Weltanschauung, des Alters oder der 
sexuellen Orientierung in der Arbeitswelt. 

http://www.schnellerkonter.at 
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Aber auch im Hinblick auf andere Lebens-
bereiche wie den Zugang zu Geschäften, zu 
Wohnraum, Bildung und Gesundheit berät 
das Team der GAW. 
→ www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at

Gleichbehandlungsgesetz (GIBG)
Das österreichische GlBG bietet Schutz 
vor Diskriminierungen aufgrund des Ge-
schlechts, der ethnischen Zugehörigkeit, 
der sexuellen Orientierung, der Religion 
und Weltanschauung sowie des Alters in 
der Arbeitswelt. Außerhalb der Arbeitswelt 
schützt es vor Diskriminierungen aufgrund 
des Geschlechts und der ethnischen Zuge-
hörigkeit.

Gleichbehandlungskommission (GBK)
Die GBK ist den Arbeits- und Sozialgerich-
ten und den Zivilgerichten als besonde-
re Einrichtung zur Seite gestellt. Die GBK 
setzt sich aus drei Senaten zusammen, die 
aus ehrenamtlichen Repräsentant*innen 
von Ministerien und Sozialpartnerorga-
nisationen bestehen. Die Senate der GBK 
haben sich in ihrem jeweiligen Zuständig-
keitsbereich mit allen Fragen zu befassen, 
die durch das Gleichbehandlungsgesetz 
erfasste Diskriminierungen betreffen. Sie 
verfassen Gutachten über allgemeine Frage-
stellungen zum Diskriminierungskontext 
und entscheiden in Einzelfällen über etwai-
ge Verletzungen des Gleichbehandlungs-
gebotes. In diesem kostenfreien Verfahren 
haben die Gleichbehandlungsanwält*innen 
ebenso Parteistellung (siehe unten) wie die 
Betroffenen selbst, die sich dabei aber auch 
von Personen ihres Vertrauens vertreten 
lassen können. Ergebnis eines solchen Ver-
fahrens vor der Kommission ist eine Ent-
scheidung, die im Gegensatz zu einem ge-
richtlichen Urteil jedoch nicht zwangsweise 
durchgesetzt werden kann.

Interventionsschreiben
Ein Interventionsschreiben ist ein Schrei-
ben an eine Person, eine Einrichtung, ein 
Unternehmen oder eine Organisation, in 
dem Missstände, Mängel oder Verletzungen 
kommuniziert werden, die Klient*innen er-

fahren haben. Es handelt sich dabei um eine 
nicht-rechtliche Maßnahme. ZARA greift 
ausschließlich auf Wunsch von Klient*in auf 
diese Maßnahme zurück.
 
Klaglosstellungsgespräch 
Nach einer Richtlinienbeschwerde (siehe 
unten) gegen polizeiliches Fehlverhalten 
kann es zu einem Klaglosstellungsgespräch 
kommen. Dabei geht es darum, den Vorfall 
gemeinsam mit Vertreter*innen der Dienst-
stelle und/oder den betroffenen Beamt*in-
nen und dem*der Beschwerdeführer*in zu 
besprechen. Ziel ist, den Vorfall zu klären 
und zu einer Einigung zu kommen. Ist die 
betroffene Person mit dem Verlauf und 
dem Ergebnis dieses Gesprächs zufrieden, 
ist das Richtlinienbeschwerdeverfahren 
beendet (→ Die eigenen Rechte kennen – 
Am Beispiel rassistische Diskriminierung  
durch die Polizei, S. 61).

Maßnahmenbeschwerde
Die Maßnahmenbeschwerde ist ein Rechts-
mittel gegen rechtswidriges Polizeihandeln. 
Sie ist binnen sechs Wochen beim zuständi-
gen Landesverwaltungsgericht einzubringen. 

Offizialdelikt 
Ein Offizialdelikt ist eine Straftat, die von 
der zuständigen Behörde von Amts wegen 
verfolgt werden muss. Die Strafverfol-
gungsbehörde muss Ermittlungen einleiten, 
sobald sie von der Begehung eines mögli-
chen Offizialdelikts (z. B. durch eine Anzei-
ge) Kenntnis erlangt.

Parteistellung
Mit der Parteistellung in einem Verwal-
tungsverfahren sind bestimmte Parteirech-
te verbunden. Das sind u. a. das Recht auf 
Akteneinsicht, auf Gehör, Verkündung oder 
Zustellung von Entscheidungen und das Er-
heben von Rechtsmitteln. Im Verwaltungs-
strafverfahren, etwa wenn auf Grundlage 
des Art III Abs 1 Z 3 EGVG gegen eine rassis-
tische Diskriminierung vorgegangen wird, 
haben Betroffene im Allgemeinen keine Par-
teistellung und erfahren nicht vom Ausgang 
des Verfahrens.

http://www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at
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Prozessbegleitung
Prozessbegleitung ist psychosoziale oder 
rechtliche Unterstützung von Betroffenen 
von Gewaltdelikten in gerichtlichen Verfah-
ren. Auch Angehörige von betroffenen Perso-
nen haben Anspruch auf Prozessbegleitung. 
Anmerkung: Seit 2021 bietet ZARA psycho-
soziale Prozessbegleitung für Betroffene von 
Hass-im-Netz-Delikten an: Die ZARA-Bera-
ter*innen können kostenlos über die Abläufe 
vor Gericht informieren, zur Polizei beglei-
ten und in Gerichtsverfahren unterstützen.

Österreichischer Presserat
Der Presserat ist eine Selbstregulierungsein-
richtung der österreichischen Printmedien, 
die u. a. Missstände im Pressewesen aufzeigt 
und diesen entgegenwirkt. Werden medien-
ethische Verstöße beim Presserat gemeldet, 
kann dieser ein Verfahren initiieren, das prüft, 
ob die betreffende Veröffentlichung den Vor-
gaben des Ehrenkodex für die österreichische 
Presse entspricht. → www.presserat.at

Qualifizierte Beleidigung (§§ 115 iVm 117 
Abs 3 StGB)
Eine qualifizierte Beleidigung liegt vor, 
wenn sich die beleidigende Handlung z. B. 
wegen der Religionszugehörigkeit, der eth-
nischen oder nationalen Zugehörigkeit, der 
Sprache, der Hautfarbe oder der Staatsange-
hörigkeit gegen eine Person richtet – unab-
hängig davon, ob die genannten Merkmale 
vorhanden sind oder der beleidigten Person 
zugeschrieben werden. Qualifizierte Belei-
digungen sind Misshandlungen, die Bedro-
hung mit einer Misshandlung, Beschimp-
fungen und Verspottungen, die geeignet 
sind, die betroffene Person in der öffentli-
chen Meinung verächtlich zu machen oder 
herabzusetzen. Um strafbar zu sein, müssen 
sie vor mindestens drei weiteren Personen 
(neben Täter*in und betroffener Person) 
stattfinden.

Racial Profiling
Siehe → Ethnic Profiling

Richtlinienbeschwerde
Die Richtlinienbeschwerde stellt eine Mög-

lichkeit dar, das Verhalten von Polizist*in-
nen zuerst durch die Dienstaufsichtsbehörde 
und danach allenfalls durch das zuständige 
Landesverwaltungsgericht überprüfen zu 
lassen. Maßstab für die Überprüfung sind 
die Vorschriften der Richtlinien-Verord-
nung (siehe unten). 

Richtlinien-Verordnung (RLV)
Die RLV enthält einen Katalog an Regelun-
gen, an die sich Exekutivbedienstete beim 
Vollzug von Amtshandlungen zu halten ha-
ben. So sind die Polizeibeamt*innen u. a. zu 
diskriminierungsfreien Amtshandlungen, 
zur Bekanntgabe der Dienstnummer und 
der Verwendung der höflichen Anrede „Sie“ 
verpflichtet.

Sachverhaltsdarstellung
Ein „Sachverhalt“ ermöglicht Jurist*innen zu 
prüfen, ob eine bestimmte Tathandlung unter 
einen Straftatbestand fällt. Bei der Erarbei-
tung einer Sachverhaltsdarstellung muss alles 
wahrheitsgemäß wiedergegeben werden.

Sekundäre Viktimisierung
Sekundäre Viktimisierung liegt vor, wenn 
Menschen, die z. B. einen rassistischen 
Übergriff erleben, ungerechtfertigt für ihre 
Lage / den Vorfall selbst verantwortlich ge-
macht werden. Auch das Abweisen, Anzwei-
feln, Nicht-Ernstnehmen des Vorfalls oder 
das erneute Verletzen durch die Exekutive 
(z. B. Polizei / Staatsanwaltschaft) kann 
eine sekundäre Viktimisierung bewirken. 
Ebenso kann die wiederholte Begegnung 
mit dem*der Täter*in als entwürdigend und 
viktimisierend empfunden werden.

Sicherheitspolizeigesetz (SPG)
Das SPG regelt die Organisation der Sicher-
heitsverwaltung und die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicher-
heit in Österreich. 

Staatsanwaltschaft (StA)
Die StA ist für Strafverfolgung und -voll-
streckung zuständig und ist somit Teil der 
Exekutive. Sie wird auch als Anklagebehör-
de bezeichnet.

http://www.presserat.at
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Stadtservice Wien
Das Stadtservice Wien kümmert sich um 
unterschiedlichste Anliegen im Zusammen-
hang mit der Stadt Wien. ZARA wendet sich 
an das Stadtservice, wenn es um die Entfer-
nung rassistischer Beschmierungen geht. 
→ www.wien.gv.at/kontakte/stadtservice

Symbole-Gesetz
Ein österreichisches Bundesgesetz, welches 
die Verwendung von Symbolen von be-
stimmten im Gesetz genannten Gruppierun-
gen in der Öffentlichkeit verbietet.

Trusted-Flagger(-Status) 
Einige Betreiber*innen sozialer Netzwerke 
vergeben an vertrauenswürdige Einrich-
tungen einen sogenannten Trusted-Flagger-
Status. Wenn Einrichtungen, die den 
Trusted-Flagger-Status haben, problemati-
sche und/oder rechtswidrige Inhalte an das 
jeweilige soziale Netzwerk melden, werden 
diese Meldungen prioritär behandelt und 
gründlicher untersucht. Dies führt u. a. zu 
schnelleren Reaktionen sowie höheren Lö-
scherfolgen. ZARA hat den Trusted-Flagger-
Status bei den Social-Media-Plattformen 
Twitter, Instagram und Facebook.

Verbotsgesetz (VerbotsG)
Das VerbotsG verbietet verschiedene Hand-
lungen im Zusammenhang mit dem Natio-
nalsozialismus (z. B. nationalsozialistische 
Wiederbetätigung). Darüber hinaus verbietet 
es, den nationalsozialistischen Völkermord 
oder andere nationalsozialistische Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit zu leugnen, 
gröblich zu verharmlosen, gutzuheißen oder 
zu rechtfertigen.

Verhetzung (§ 283 StGB)
Der Straftatbestand der Verhetzung liegt 
vor, wenn gegen bestimmte geschützte 
Gruppen oder deren Mitglieder zu Ge-
walt aufgefordert oder zu Hass aufgesta-
chelt wird. Strafbar kann sich außerdem 
machen, wer eine geschützte Gruppe oder 
ein Mitglied dieser Gruppe wegen der Zu-
gehörigkeit zu der Gruppe in bestimmter, 
herabsetzender Weise beschimpft. Der 

geschützte Personenkreis umfasst (sozial 
konstruierte) Gruppen und deren Mit-
glieder, die nach bestimmten vorhandenen 
oder fehlenden Kriterien definiert wer-
den. Bezogen auf rassistische Vorfälle sind 
diese Kriterien u. a. (tatsächliche oder zu-
geschriebene) Hautfarbe, Sprache, Religi-
onszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit und 
nationale oder ethnische Herkunft.

Wiener Antidiskriminierungsgesetz
Das Wiener Antidiskriminierungsge-
setz verbietet die Diskriminierung durch 
Beamt*innen sowie Vertragsbedienstete der 
Stadt Wien aufgrund der ethnischen Zuge-
hörigkeit, der Religion, der Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters, der sexuellen 
Orientierung, der Geschlechtsidentität und 
des Geschlechts, insbesondere auch wegen 
Schwangerschaft und Elternschaft. Das Ge-
setz gilt für bestimmte Bereiche der Ho-
heits- und Privatwirtschaftsverwaltung (z. 
B. Soziales, Gesundheit, Bildung) des Landes 
und der Gemeinde Wien, sofern diese Ange-
legenheiten in die Regelungskompetenz des 
Landes fallen.

Wiener Wohnen
Wiener Wohnen verwaltet, saniert und 
bewirtschaftet die städtischen Wohnhaus-
anlagen Wiens. Mit rund 220.000 Gemein-
dewohnungen ist Wiener Wohnen die größte 
kommunale Hausverwaltung Europas. 
→ www.wienerwohnen.at 

Wohnpartner
Die Wohnpartner sind eine Service-Ein-
richtung der Stadt Wien. Mit Projekten und 
Maßnahmen sollen das Miteinander und 
das Verständnis füreinander im Wiener Ge-
meindebau gestärkt und der Dialog gefördert 
werden. Die Wohnpartner unterstützen zu-
dem Mieter*innen bei Nachbarschaftskon-
flikten und versuchen, gemeinsam mit ihnen 
die Probleme zu erkennen und Lösungen 
zu finden. Das Wohnpartner-Angebot kann 
kostenlos von allen Bewohner*innen städ-
tischer Wohnhausanlagen in Anspruch ge-
nommen werden. 
→ www.wohnpartner-wien.at 

http://www.wien.gv.at/kontakte/stadtservice
http://www.wienerwohnen.at 
http://www.wohnpartner-wien.at 


Alles über unsere Angebote finden Sie hier:
www.capito-wien.at

Wir machen Informationen 
leicht verständlich und barrierefrei.
•  Übersetzungen in 3 Sprachstufen
•  Vorträge, Workshops
•  Leicht-Lesen-Lehrgang

http://www.capito-wien.at


Platz und Zeit für Dank 
muss immer sein.
Wenn wir auf das Jahr 2021 mit all seinen Herausforderungen zurückbli-
cken, gibt es viel, wofür wir dankbar sein können. Ein besonderer Dank gilt:

… allen Gastautor*innen
Ihr habt den Rassismus Report 2021 mit euren 
Beiträgen unglaublich bereichert.

… allen Partner*innen
Ihr begleitet uns teils schon jahrelang  
und gebt uns Kraft. 

… allen Melder*innen
Nur durch euer Aktivwerden können wir das Ausmaß 
von Rassismus in Österreich aufzeigen.

… allen ehrenamtlichen Unterstützer*innen
Euch gebührt – von ganzem Herzen –  
unsere größte Wertschätzung.

… und allen ZARA-Fördermitgliedern
Ihr unterstützt unsere Arbeit maßgeblich und ermöglicht, 
dass Betroffene von Rassismus auch weiterhin kostenlose 
Unterstützung und Beratung erhalten können.

Anti-Rassismus-Arbeit ist und bleibt eine herausfordernde Arbeit, bei der 
immer mehr getan werden kann und bei der wir aufgrund mangelnder 
Ressourcen immer nur einen Bruchteil angehen können.

Umso wichtiger, dass wir gemeinsam und aktiv  
gegen Rassismus auftreten und Allianzen schmieden!

Euer ZARA-Redaktionsteam

3.  
#GegenHassimNetz-
Bericht
September 2019 – August 2020

Rassismus 
Report 2020
Analyse zu rassistischen Übergriffen & Strukturen in Österreich

Ausgabe März 2021

HIER KOMMT 
ANTI-RASSISMUS 
ZU TRAGEN

Misch dich ein!

Durch eine ZARA-Fördermitgliedschaft 
unterstützen Sie unsere Arbeit regelmäßig 
und erhalten als Dankeschön limitierte 
Willkommensgeschenke für Mitglieder.

Werden Sie ZARA-Fördermitglied!

https://zara.or.at/de/mitmischen/unterstuetzen
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Das Team der ZARA-Beratung ist für Terminvereinbarungen erreichbar:

Schönbrunner Straße 119/13 

Eingang: Am Hundsturm 7 

1050 Wien

Tel.: +43 (0) 1 929 13 99 

E-Mail: office@zara.or.at  

Web: zara.or.at
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